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Präambel 

(A) Die Continental Aktiengesellschaft (Continental AG) mit Sitz in Hannover ist 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 3527. 
Das Grundkapital der Continental AG beträgt bei Abschluss dieses Abspal-
tungs- und Übernahmevertrags EUR 512.015.316,48 und ist eingeteilt in 
200.005.983 auf den Inhaber lautende Stückaktien (Inhaberaktien).  

(B) Die Vitesco Technologies Group Aktiengesellschaft (VT Group AG) mit Sitz 
in Hannover ist eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover 
unter HRB 219172. Das Grundkapital der VT Group AG beträgt bei Ab-
schluss dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags EUR 50.000 und ist ein-
geteilt in 20.000 auf den Namen lautende Stückaktien (Namensaktien). Allei-
nige Aktionärin der VT Group AG ist die Continental AG. 

(C) Die Continental AG hat entschieden, die Vitesco Technologies GmbH mit Sitz 
in Hannover (eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover un-
ter HRB 217030) mit ihren unmittelbaren und mittelbaren Tochtergesellschaf-
ten sowie Beteiligungen im Wege der Abspaltung auf die VT Group AG als 
separaten Konzern an der Börse zu notieren. 

(D) Gesellschafter der Vitesco Technologies GmbH sind mit Beteiligungen von 
(i) 49,18 % die Vitesco Technologies 1. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. 
KG, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter 
HRA 51177 (VT 1. Beteiligungs KG), (ii) 47,26 % die Vitesco Technologies 
2. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Hannover unter HRA 204634, (VT 2. Beteiligungs KG, zu-
sammen mit der VT 1. Beteiligungs KG die VT 1. und 2. Beteiligungs KGs) 
sowie (iii) 3,56 % die Continental Automotive France S.A.S. (société par ac-
tions simplifiée) eingetragen im Handelsregister (registre du commerce et des 
sociétés) von Toulouse unter 314 722 026 (CA France). 

(E) Neben den Kommanditanteilen an den VT 1. und 2. Beteiligungs KGs werden 
auch die Geschäftsanteile an den jeweiligen Komplementärgesellschaften, 
nämlich an der Vitesco Technologies 1. Verwaltungs GmbH, eingetragen im 
Handelsregister beim Amtsgericht Hannover unter HRB 217510 (VT 1. Ver-
waltungs GmbH), und der Vitesco Technologies 2. Verwaltungs GmbH, ein-
getragen im Handelsregister beim Amtsgericht Hannover unter HRB 217479 
(VT 2. Verwaltungs GmbH) abgespalten.  

(F) Als Gegenleistung für die Abspaltung sollen den Aktionären der Continen-
tal AG nach Maßgabe dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags von der 
VT Group AG entsprechend ihrer bisherigen Beteiligung an der Continen-
tal AG insgesamt 40.001.196  auf den Namen lautende Stückaktien (Namens-
aktien) der VT Group AG gewährt werden (sog. verhältniswahrende Abspal-
tung). 

(G) Umgehend nach Wirksamwerden der Abspaltung sollen sämtliche Aktien der 
VT Group AG zum Handel im regulierten Markt der Frankfurter Wertpapier-
börse und gleichzeitig im Teilbereich des regulierten Markts mit weiteren Zu-
lassungsfolgepflichten (Prime Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse zu-
gelassen werden. 
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Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien Folgendes:  
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I. Abspaltung, Abspaltungsstichtag, Abspaltungsbilanz und Schlussbilanz 

1. Abspaltung 

1.1 Die Continental AG als übertragender Rechtsträger überträgt im Wege der 
Abspaltung zur Aufnahme gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 1 des Umwandlungsgeset-
zes (UmwG) das in Ziff. 5 dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags defi-
nierte Abzuspaltende Vermögen mit allen Rechten und Pflichten als Gesamt-
heit auf die VT Group AG als übernehmenden Rechtsträger gegen Gewährung 
von Aktien der VT Group AG an die Aktionäre der Continental AG gemäß 
Ziff. 10 dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags (sog. verhältniswahrende 
Abspaltung zur Aufnahme). 

1.2 Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens und sonstige Rechte und Pflich-
ten oder Rechtsstellungen der Continental AG, die nach diesem Abspaltungs- 
und Übernahmevertrag nicht dem Abzuspaltenden Vermögen zuzuordnen oder 
die von der Übertragung in diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag aus-
drücklich ausgenommen sind, werden nicht auf die VT Group AG übertragen. 

2. Abspaltungsstichtag und steuerlicher Übertragungsstichtag 

2.1 Die Übertragung des Abzuspaltenden Vermögens erfolgt im Verhältnis zwi-
schen der Continental AG und der VT Group AG mit Wirkung zum 1. Januar 
2021, 0.00 Uhr (der Abspaltungsstichtag). Von diesem Zeitpunkt an gelten im 
Verhältnis zwischen der Continental AG und der VT Group AG die Handlun-
gen, die das Abzuspaltende Vermögen betreffen, als für Rechnung der VT 
Group AG vorgenommen. 

2.2 Der steuerliche Übertragungsstichtag für die Abspaltung ist der 31. Dezember 
2020, 24.00 Uhr (der Steuerliche Übertragungsstichtag). 

3. Abspaltungsbilanz und Schlussbilanz 

3.1 Die Bestimmung der dem Abzuspaltenden Vermögen zuzuordnenden Gegen-
stände des Aktiv- und Passivvermögens erfolgt auf der Grundlage der als An-
lage 3.1 diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag beigefügten Abspal-
tungsbilanz zum 1. Januar 2021, 0.00 Uhr (die Abspaltungsbilanz). Die Ab-
spaltungsbilanz wurde aus der zum 31. Dezember 2020 aufgestellten Jahresbi-
lanz der Continental AG entwickelt, die Teil des Jahresabschlusses der Conti-
nental AG ist, der von deren Abschlussprüfer, KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Hannover, geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestä-
tigungsvermerk versehen und mit Billigung durch den Aufsichtsrat der Conti-
nental AG am 16. März 2021 festgestellt wurde. 

3.2 Schlussbilanz des übertragenden Rechtsträgers gemäß §§ 125 Satz 1, 
17 Abs. 2 UmwG ist die unter Beachtung der Vorschriften über die Jahresbi-
lanz und deren Prüfung aufgestellte, von der KPMG AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Hannover, geprüfte Jahresbilanz der Continental AG zum 31. 
Dezember 2020, 24.00 Uhr (die Schlussbilanz). 

3.3 Die Continental AG wird das Abzuspaltende Vermögen in ihrer handelsrecht-
lichen Schlussbilanz zu Buchwerten ansetzen. Die Continental AG wird inner-
halb der gesetzlichen Fristen darüber entscheiden, ob sie für ertragsteuerliche 
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Zwecke das Vermögen ebenfalls zu Buchwerten oder, sofern gesetzlich zuläs-
sig, mit einem davon abweichenden Wert ansetzt. 

3.4 Die VT Group AG wird das Abzuspaltende Vermögen in ihrer handelsrechtli-
chen Rechnungslegung zu Buchwerten ansetzen. Die VT Group AG wird das 
Abzuspaltende Vermögen in ihrer Steuerbilanz mit dem in der steuerlichen 
Schlussbilanz der Continental AG enthaltenen Wert übernehmen. 

4. Verschiebung der Stichtage 

Falls die Abspaltung nicht bis zum Ablauf des 20. Januar 2022 in das Handels-
register des übertragenden Rechtsträgers beim Amtsgericht Hannover einge-
tragen worden sein sollte, gelten abweichend von vorstehender Ziff. 2 der 
1. Januar 2022, 0.00 Uhr, als Abspaltungsstichtag und der 31. Dezember 2021, 
24.00 Uhr als Steuerlicher Übertragungsstichtag sowie abweichend von vor-
stehender Ziff. 3.2 der 31. Dezember 2021, 24.00 Uhr, als Stichtag der 
Schlussbilanz der Continental AG. Bei einer weiteren Verzögerung der Ein-
tragung über den 20. Januar des Folgejahres hinaus verschieben sich die Stich-
tage entsprechend der vorstehenden Regelung jeweils um ein Jahr.  

II. Abzuspaltendes Vermögen 

5. Abzuspaltendes Vermögen und Modalitäten der Übertragung 

5.1 Die Continental AG überträgt auf die VT Group AG 

 ihre gesamte Kommanditbeteiligung an der VT 1. Beteiligungs KG, 
bestehend aus ihrem Kommanditanteil mit einer eingetragenen Haft-
summe in Höhe von EUR 25.000; 

 ihre gesamte Kommanditbeteiligung an der VT 2. Beteiligungs KG, 
bestehend aus ihrem Kommanditanteil mit einer eingetragenen Haft-
summe in Höhe von EUR 10.000; 

 ihre gesamte Beteiligung an der VT 1. Verwaltungs GmbH, bestehend 
aus einem Geschäftsanteil im Nennbetrag von EUR 25.000,00; sowie 

 ihre gesamte Beteiligung an der VT 2. Verwaltungs GmbH, bestehend 
aus einem Geschäftsanteil im Nennbetrag von EUR 25.000,00  

(alle in Ziff. 5.1 aufgeführten Beteiligungen zusammen das Abzuspaltende 
Vermögen). 

5.2 Die Übertragung erfolgt unter Einschluss sämtlicher mit dem Abzuspaltenden 
Vermögen verbundener Rechte und Pflichten, einschließlich des Anspruchs 
auf Gewinnausschüttung für die Zeit ab dem Abspaltungsstichtag. 

5.3 Die Vertragsparteien werden alle Erklärungen abgeben, alle Urkunden ausstel-
len und alle sonstigen Handlungen vornehmen, die im Zusammenhang mit der 
Übertragung des Abzuspaltenden Vermögens etwa noch erforderlich oder 
zweckdienlich sind. 
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6. Wirksamwerden, Vollzugsdatum 

6.1 Die Übertragung des Abzuspaltenden Vermögens erfolgt mit dinglicher Wir-
kung zum Zeitpunkt der Eintragung in das Handelsregister der Continental AG 
beim Amtsgericht Hannover und damit dem Wirksamwerden der Abspaltung 
(das Vollzugsdatum). 

6.2 Die Continental AG wird in der Zeit zwischen Abschluss dieses Abspaltungs- 
und Übernahmevertrags und dem Vollzugsdatum (i) das Abzuspaltende Ver-
mögen nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsgangs und mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns unter Beachtung der Vorgaben dieses 
Abspaltungs- und Übernahmevertrags verwalten, (ii) nicht ohne Zustimmung 
der VT Group AG über das Abzuspaltende Vermögen verfügen, (iii) sicher-
stellen, dass die VT 1. und 2. Beteiligungs KGs nicht ohne Zustimmung der 
VT Group AG über ihre Geschäftsanteile an der Vitesco Technologies GmbH 
verfügen, (iv) keine Entnahmen aus den vom Abzuspaltenden Vermögen um-
fassten Beteiligungen ohne Zustimmung der VT Group AG tätigen, und (v) 
hinsichtlich der vom Abzuspaltenden Vermögen umfassten Beteiligungen 
nicht ohne Zustimmung der VT Group AG  Kapitalmaßnahmen beschließen 
oder Unternehmensverträge abschließen, wobei diese Zustimmung hinsichtlich 
Kapitalmaßnahmen nicht unbilliger Weise verweigert werden darf. 

6.3 Die Continental AG wird der VT Group AG ab Wirksamkeit dieses Abspal-
tungs- und Übernahmevertrages Vollmachten gemäß Anlage 6.3 zur Aus-
übung der Gesellschafterrechte im Hinblick auf die im Abzuspaltenden Ver-
mögen zusammengefassten Beteiligungen zur Durchführung von Gesellschaf-
terversammlungen, in denen über die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Gewinnverwendung und die Entlastung der jeweiligen Komplementärgesell-
schaft beschlossen wird, erteilen. Zudem sollen der VT Group AG gegenüber 
der VT 1. Beteiligungs KG und der VT 2. Beteiligungs KG Informations- und 
Einsichtsrechte gleich einem Kommanditisten der VT 1. Beteiligungs KG und 
der VT 2. Beteiligungs KG zustehen, wie in Ziffer 8 des in Anlage 14 beige-
fügten Konzerntrennungsvertrags geregelt.  

7. Auffangbestimmungen 

7.1 Wenn und soweit das Abzuspaltende Vermögen nicht schon kraft Gesetzes mit 
der Eintragung der Abspaltung auf die VT Group AG übergeht, wird die Con-
tinental AG es auf die VT Group AG übertragen. Im Gegenzug ist die VT 
Group AG verpflichtet, der Übertragung zuzustimmen. Im Innenverhältnis 
werden sich die Vertragsparteien so stellen, als wäre die Übertragung auch im 
Außenverhältnis zum Abspaltungsstichtag (unter Berücksichtigung einer even-
tuellen Verschiebung gem. vorstehender Ziff. 4) erfolgt. 

7.2 Die Vertragsparteien werden im Zusammenhang mit einer Übertragung nach 
Ziff. 7.1 alle erforderlichen oder zweckdienlichen Maßnahmen und Rechts-
handlungen einleiten und an ihnen mitwirken, um das Abzuspaltende Vermö-
gen zu übertragen. 

7.3 Ansprüche nach dieser Ziff. 7 verjähren mit Ablauf des 31. Dezember 2030. 
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8. Gläubigerschutz und Innenausgleich 

Soweit sich aus diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag oder dem in An-
lage 14 beigefügten Konzerntrennungsvertrag keine andere Verteilung von 
Lasten und Haftung aus oder im Zusammenhang mit dem Abzuspaltenden 
Vermögen ergibt, gelten die nachfolgenden Regelungen: 

8.1 Wenn und soweit die Continental AG aufgrund der Bestimmungen in § 133 
UmwG oder anderer Bestimmungen von Gläubigern für Verbindlichkeiten, 
Verpflichtungen oder Haftungsverhältnisse in Anspruch genommen wird, die 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Abspaltungs- und Übernahmever-
trags auf die VT Group AG übertragen werden, hat die VT Group AG die 
Continental AG auf erste Anforderung von der jeweiligen Verbindlichkeit, 
Verpflichtung oder Haftung freizustellen. Gleiches gilt für den Fall, dass die 
Continental AG von solchen Gläubigern auf Sicherheitsleistung in Anspruch 
genommen wird. 

8.2 Wenn und soweit die VT Group AG aufgrund der Bestimmungen in 
§ 133 UmwG oder anderer Bestimmungen von Gläubigern für Verbindlichkei-
ten, Verpflichtungen oder Haftungsverhältnisse der Continental AG in An-
spruch genommen wird, die nach Maßgabe dieses Abspaltungs- und Über-
nahmevertrags nicht auf die VT Group AG übertragen werden, hat die Conti-
nental AG die VT Group AG auf erste Anforderung von der jeweiligen Ver-
bindlichkeit, Verpflichtung oder Haftung freizustellen. Gleiches gilt für den 
Fall, dass die VT Group AG von solchen Gläubigern auf Sicherheitsleistung in 
Anspruch genommen wird. 

9. Gewährleistung 

9.1 Die Continental AG gewährleistet zum Vollzugsdatum, dass sie Inhaberin des 
Abzuspaltenden Vermögens ist, dass sie frei über das Abzuspaltende Vermö-
gen verfügen kann und dass dieses nicht mit Rechten Dritter belastet ist. Eine 
Beschaffenheit des Abzuspaltenden Vermögens, insbesondere bestimmte Ei-
genschaften oder eine Werthaltigkeit hinsichtlich des Abzuspaltenden Vermö-
gens, ist darüber hinaus nicht vereinbart. 

9.2 Soweit gesetzlich zulässig, werden alle Rechte und Gewährleistungen, welche 
nach den gesetzlichen Bestimmungen oder anderweitig zusätzlich zu jenen in 
Ziff. 9.1 bestehen können, ausgeschlossen. Die Regelung dieser Ziff. 9.2 gilt 
für alle Rechte und Gewährleistungen, gleichgültig welcher Rechtsnatur (ver-
tragliche, vorvertragliche, deliktsrechtliche oder sonstige), und insbesondere 
auch für solche Rechte, die die Aufhebung oder Rückabwicklung des Abspal-
tungs- und Übernahmevertrags oder eine ähnliche Rechtswirkung zur Folge 
haben könnten. 

III. Gegenleistung und Kapitalerhöhung, besondere Rechte und Vorteile 

10. Gewährung von Aktien, Treuhänder und Kapitalerhöhung 

10.1 Als Gegenleistung für die Übertragung des Abzuspaltenden Vermögens erhal-
ten die Aktionäre der Continental AG entsprechend ihrer bisherigen Beteili-
gung an der Continental AG (verhältniswahrend) kostenfrei für je 5 auf den 
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Inhaber lautende Stückaktien der Continental AG eine auf den Namen lauten-
de Stückaktie (Namensaktie) der VT Group AG. Insgesamt werden an die Ak-
tionäre der Continental AG 40.001.196 auf den Namen lautende Stückaktien 
(Namensaktien) der VT Group AG gewährt. 

Bei den gemäß dieser Ziff. 10.1 zu gewährenden Aktien handelt es sich um die 
durch die Kapitalerhöhung gemäß Ziff. 10.3 geschaffenen 40.001.196 neuen 
Aktien. 

10.2 Die von VT Group AG zu gewährenden Aktien sind ab dem 1. Januar 2021 
gewinnberechtigt. Falls sich der Abspaltungsstichtag gemäß Ziff. 4 verschiebt, 
verschiebt sich der Beginn der Gewinnberechtigung der zu gewährenden Ak-
tien auf den neuen Abspaltungsstichtag. 

10.3 Zur Durchführung der Abspaltung wird die VT Group AG ihr Grundkapital 
von EUR 50.000 um EUR 100.002.990 auf EUR 100.052.990 erhöhen. Auf 
jede Aktie entfällt entsprechend nach Durchführung der Kapitalerhöhung ein 
Anteil von EUR 2,50 am Grundkapital der VT Group AG. 

10.4 Der Gesamtwert, zu dem die durch die Continental AG erbrachte Sacheinlage 
von der VT Group AG übernommen wird, entspricht dem handelsrechtlichen 
Buchwert des übertragenen Nettovermögens. Soweit dieser Wert den in Ziff. 
10.3 genannten Betrag der Grundkapitalerhöhung übersteigt, wird dieser Be-
trag in die Kapitalrücklage gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB eingestellt. 

10.5 Continental AG bestellt die Deutsche Bank Aktiengesellschaft als Treuhänder 
für den Empfang der zu gewährenden Aktien der VT Group AG und deren 
Aushändigung an die Aktionäre der Continental AG. Der Besitz an den zu ge-
währenden Aktien wird dem Treuhänder vor Eintragung der Abspaltung ein-
geräumt und der Treuhänder wird angewiesen, die Aktien nach Eintragung der 
Abspaltung in das Handelsregister der Continental AG den Aktionären der 
Continental AG zu verschaffen. 

10.6 Die Vertragsparteien verpflichten sich dafür Sorge zu tragen, dass alle Erklä-
rungen abgegeben, alle Urkunden ausgestellt und alle sonstigen Handlungen 
vorgenommen werden, die noch erforderlich oder zweckdienlich sind, damit 
im Anschluss an das Wirksamwerden der Abspaltung sämtliche Aktien der VT 
Group AG umgehend zum Handel im regulierten Markt der Frankfurter Wert-
papierbörse und gleichzeitig im Teilbereich des regulierten Markts mit weite-
ren Zulassungsfolgepflichten (Prime Standard) der Frankfurter Wertpapier-
börse zugelassen werden. 

11. Gewährung besonderer Rechte 

Es werden keine Rechte für einzelne Aktionäre oder Inhaber besonderer Rech-
te im Sinne von § 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG gewährt und es sind auch keine 
Maßnahmen im Sinne dieser Vorschrift für solche Personen vorgesehen.  

12. Gewährung besonderer Vorteile 

Herr Andreas Wolf, Herr Werner Volz und Herr Ingo Holstein bilden den 
Vorstand der VT Group AG. Herr Andreas Wolf ist zudem Vorstand der Con-
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tinental AG und hat mit dieser einen Dienstvertrag geschlossen, aus dem er ak-
tuell seine Vergütung bezieht. Herr Werner Volz und Herr Ingo Holstein ha-
ben in ihrer Eigenschaft als Geschäftsführer der Vitesco Technologies GmbH 
Anstellungsverträge mit der Vitesco Technologies GmbH geschlossen, aus de-
nen sie aktuell Vergütung beziehen. Diese Verträge sollen mit Wirksamwer-
den der Abspaltung vollständig durch Dienstverträge mit der VT Group AG 
als dann neuer (indirekter) Alleingesellschafterin der Vitesco Technologies 
GmbH abgelöst werden. Da die Dienstverträge mit der VT Group AG ab dem 
geplanten Börsengang die gesetzlichen Vorgaben der §§ 87, 87a AktG für bör-
sennotierte Aktiengesellschaften erfüllen müssen und den Empfehlungen des 
Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 
2019 entsprechen sollen, werden die Vergütungsregelungen in den neuen 
Dienstverträgen mit der VT Group AG von den noch bestehenden Anstel-
lungsverträgen mit der Vitesco Technologies GmbH in einigen Punkten ab-
weichen. Das Vergütungssystem ist entsprechend dem Vergütungssystem für 
Vorstandsmitglieder der Continental AG ausgestaltet, wobei sich die Höhe der 
Vergütung an vergleichbaren Unternehmen im MDAX orientieren wird. 

Im Übrigen werden keine besonderen Vorteile für Mitglieder des Vorstands 
oder des Aufsichtsrats der an der Abspaltung beteiligten Gesellschaften oder 
einen Abschluss- oder Spaltungsprüfer im Sinne von § 126 Abs. 1 Nr. 8 
UmwG gewährt.  

IV. Gesellschaftsrechtliche Regelungen betreffend die VT Group AG und 
Konzerntrennungsvertrag 

13. Satzung der VT Group AG 

Die Continental AG verpflichtet sich, als Alleinaktionärin der VT Group AG 
vor Wirksamwerden der Abspaltung eine Änderung der Satzung der VT 
Group AG zu beschließen, so dass sie nach Wirksamwerden der Abspaltung 
und nach Abschluss eines noch durchzuführenden Statusverfahrens (vgl. § 97 
Abs. 2 AktG) die in Anlage 13 beigefügte Fassung erhält.  

14. Konzerntrennungsvertrag 

Die Continental AG und die VT Group AG sowie die Vitesco Technologies 
GmbH schließen den in Anlage 14 beigefügten Konzerntrennungsvertrag, der 
Bestandteil dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags ist. 

V. Folgen der Abspaltung für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen 

15. Folgen der Abspaltung für die Arbeitnehmer 

15.1 Da das Abzuspaltende Vermögen aus verschiedenen Beteiligungen der Conti-
nental AG besteht, bleiben die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer der Con-
tinental AG sowie der übrigen Gesellschaften des Continental-Konzerns von 
der Abspaltung unberührt. Sie bleiben Arbeitnehmer ihrer jeweiligen Gesell-
schaften. Die Abspaltung hat insbesondere keine Auswirkungen auf den Be-
stand oder Inhalt etwaiger Pensionszusagen durch die Gesellschaften, bei de-
nen die Arbeitnehmer jeweils angestellt sind. Die Abspaltung hat außerdem 
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keine tarifrechtlichen Folgen für die Arbeitnehmer des Continental-Konzerns. 
Soweit die jeweilige Anstellungsgesellschaft als Partei eines Tarifvertrags o-
der kraft Verbandsmitgliedschaft tarifgebunden ist, ändert sich hieran durch 
die Abspaltung nichts. Die Abspaltung hat auch keine Auswirkungen auf den 
Bestand der verschiedenen im Continental-Konzern aufgelegten aktienbasier-
ten Vergütungsprogramme (LTI-Programme). Mitarbeitern von Gesellschaf-
ten des Vitesco Technologies-Konzerns sind Vergütungsrechte unter den lau-
fenden LTI-Programmen des Continental-Konzerns zugeteilt worden. Die be-
reits zugeteilten, aber noch laufenden Vergütungsrechte aus den Continental-
LTI-Programmen werden entweder unverändert abgerechnet oder können, so-
weit das Vergütungsprogramm eine Anpassung vorbehalten hat, an vergleich-
bare Kennzahlen des Vitesco Technologies-Konzerns angepasst werden. Mit-
arbeitern, denen bisher Vergütungsrechte unter den LTI-Programmen von 
Continental zugeteilt wurden, können künftig, soweit die Zuteilungsvorausset-
zungen gegeben sind, Vergütungsrechte unter LTI-Programmen des Vitesco 
Technologies-Konzerns zugeteilt werden. Wie im Einzelnen die Umstellung 
auf Kennzahlen des Vitesco Technologies-Konzerns vorgenommen wird, ist 
noch nicht entschieden. In dem ab dem Jahr 2021 aufgelegten LTI-Programm 
ist bereits vorgesehen, dass die Nachhaltigkeitskriterien für den Fall der Ab-
spaltung an Ziele des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns geknüpft 
sind. Der Vitesco Technologies-Konzern behält sich zudem vor, den Kreis der 
teilnahmeberechtigten Mitarbeiter und den Inhalt der LTI-Programme zu ei-
nem späteren Zeitpunkt mit Wirkung für zukünftige Tranchen zu überprüfen 
und stärker an die Ausrichtung des Vitesco Technologies-Konzerns anzupas-
sen. Entscheidungen sind dazu bisher nicht getroffen worden. Die VT Group 
AG behält sich ferner vor, die Einführung neuer aktienbasierter Vergütungs-
programme zu prüfen. 

15.2 Die VT Group AG ist bislang operativ nicht tätig und beschäftigt keine Ar-
beitnehmer. Folgen für die Arbeitnehmer der VT Group AG ergeben sich da-
her nicht. Dasselbe gilt für die Zwischenholding-Gesellschaften, über welche 
die VT Group AG ihre Beteiligung an der Vitesco Technologies GmbH mit 
Wirksamwerden der Abspaltung halten wird, also die VT 1. Beteiligungs KG, 
die VT 2. Beteiligungs KG, die VT 1. Verwaltungs GmbH sowie die VT 
2. Verwaltungs GmbH. 

15.3 Die Abspaltung hat auch keine unmittelbaren individualrechtlichen Folgen für 
die Arbeitnehmer bei den übrigen Gesellschaften des zukünftigen Vitesco 
Technologies-Konzerns, der mit dem Wirksamwerden der Abspaltung mit der 
VT Group AG als neuer Obergesellschaft entsteht (der Vitesco Technologies-
Konzern). Sie bleiben Arbeitnehmer ihrer jeweiligen Gesellschaft; ihre Ar-
beitsverhältnisse bleiben von der Abspaltung unberührt. Insbesondere hat die 
Abspaltung keine Auswirkungen auf den Bestand der LTI-Programme. Soweit 
die noch nicht beendeten und planmäßig abgerechneten Tranchen der LTI-
Programme an den Aktienkurs der Continental AG anknüpfen, kann infolge 
der Abspaltung eine Anpassung nach billigem Ermessen erfolgen. Gleiches 
gilt, soweit die LTI-Programme oder andere Systeme zur Mitarbeitervergütung 
an KPI des Continental-Konzerns anknüpfen; auch insoweit kann eine Anpas-
sung an den künftigen Vitesco Technologies-Konzern erfolgen. Für das ab 
dem Jahr 2021 beginnende LTI-Programm ist vorgesehen, dass dieses hin-
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sichtlich des Aktienkurses weiterhin auf die Continental AG referenziert und 
eine Anpassung später ggf. nach billigem Ermessen erfolgen kann. Hinsicht-
lich der Nachhaltigkeitskriterien sollen, wenn und soweit es zur Abspaltung 
kommt, zwei verschiedene Kataloge für Mitarbeiter des Continental-Konzerns 
und des Vitesco Technologies-Konzerns gelten. Die Abspaltung hat auch kei-
ne Auswirkungen auf den Bestand oder Inhalt der Pensionszusagen durch die 
Gesellschaften, bei denen die Arbeitnehmer jeweils angestellt sind. Für den 
Großteil der Arbeitnehmer des zukünftigen Vitesco Technologie-Konzerns 
sind diese Zusagen teilweise durch Sondervermögenswerte gedeckt. Diese 
werden aufgrund von Treuhandstrukturen (sog. Contractual Trust Arrange-
ments) aktuell von einem Treuhänder des Continental-Konzerns gehalten. Die-
se Sondervermögenswerte sind zur Fortführung einer gleichwertigen Siche-
rung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Abspaltung auf einen neuen 
Treuhänder zu übertragen. Der Continental Treuhänder e.V. soll nach derzeiti-
ger Planung durch einen externen Treuhänder abgelöst werden.  

15.4 Die Abspaltung hat außerdem keine tarifrechtlichen Folgen für die Arbeit-
nehmer des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns. Soweit die jeweilige 
Anstellungsgesellschaft als Partei eines Tarifvertrags oder kraft Verbandsmit-
gliedschaft tarifgebunden ist, ändert sich hieran durch die Abspaltung nichts. 

15.5 Die Continental AG hat am 7. April 2018 mit dem Konzernbetriebsrat der 
Continental AG, der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie und der 
Industriegewerkschaft Metall die Eckpunktevereinbarung „Conti in Motion“ 
abgeschlossen. Ziel der Eckpunktevereinbarung war die Bildung eines kon-
zerninternen Arbeitsmarktes im Continental-Konzern. Die Eckpunktevereinba-
rung ist mit Konzernbetriebsvereinbarung vom 18. September 2019 umgesetzt 
worden. Die Konzernbetriebsvereinbarung „Konzerninterner Arbeitsmarkt“ 
wird im Continental-Konzern auch nach Abspaltung unverändert fortgeführt. 
Mitarbeiter von Gesellschaften, die im Continental-Konzern verbleiben, kön-
nen den konzerninternen Arbeitsmarkt im Continental-Konzern unverändert in 
Anspruch nehmen. Allerdings gehören die Gesellschaften des Vitesco Techno-
logies-Konzern dem konzerninternen Arbeitsmarkt des Continental-Konzerns 
ab Wirksamwerden der Abspaltung nicht mehr an. Mitarbeiter des Vitesco 
Technologies-Konzerns steht ab Wirksamwerden der Abspaltung ein konzern-
interner Arbeitsmarkt im Vitesco Technologies-Konzern zur Verfügung. Auch 
für ihn gelten die Regel der Konzernbetriebsvereinbarung. Zum konzerninter-
nen Arbeitsmarkt des Vitesco Technologies-Konzerns gehören allerdings nur 
die Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzern. Im Rahmen einer be-
fristeten Übergangsregelung können Mitarbeiter des jeweils anderen Konzerns 
internen Bewerbern gleichgestellt werden, ohne dass es dazu einen Informati-
onsaustausch zwischen den Unternehmen der beiden Konzerne gibt oder Ein-
stellungsrechte der Bewerber begründet werden. 

15.6 Im Rahmen der allgemeinen strategischen Ausrichtung sind für die Betriebe 
der Vitesco Technologies GmbH in Limbach-Oberfrohna, Dortmund, Bebra, 
Mühlhausen, Schwalbach und Regensburg Personalreduzierungen geplant und 
bereits mitgeteilt worden, die nach der aktuellen Planung je nach Standort 
zwischen 2021 und 2028 abgeschlossen sein sollen. Für den Betrieb der 
Vitesco Technologies Roding GmbH in Roding ist eine Standortschließung 
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geplant und mitgeteilt worden, die im ersten Quartal des Jahres 2024 abge-
schlossen sein soll. Zu diesen Maßnahmen, die unabhängig von der geplanten 
Abspaltung erfolgen, wurden in Roding, Dortmund, Bebra und Limbach-
Oberfrohna (Vitesco Technologies GmbH) sowie in Roding (Vitesco Techno-
logies Roding GmbH) bereits Vereinbarungen (Interessenausgleich und Sozi-
alplan) abgeschlossen, während an den anderen Standorten zeitnah bzw. aktu-
ell mit den zuständigen Betriebsratsgremien Interessenausgleichs- und Sozial-
planverhandlungen geführt werden. 

15.7 Die Vitesco Technologies GmbH hat einer bestimmten, zahlenmäßig begrenz-
ten Anzahl von Mitarbeitern der Leitungsebenen unterhalb des zukünftigen 
Vorstands der VT Group AG, denen im Zusammenhang mit der Abspaltung 
und einer erfolgreichen eigenständigen Geschäftstätigkeit des zukünftigen 
Vitesco Technologies-Konzerns besondere Verantwortung zukommt, einen 
Retention Bonus zugesagt, der aus einem festgelegten Betrag, zahlbar in zwei 
Tranchen besteht. Die zweite Tranche kann sich in Abhängigkeit von der Ent-
wicklung des Aktienkurses der VT Group AG erhöhen. Die erste Tranche der 
festgelegten Zahlung unter dem Programm ist eine einmalige Sonderzahlung, 
die nach erfolgter Zustimmung der Hauptversammlung der Continental AG 
zur Abspaltung des Abzuspaltenden Vermögens fällig wird. Um für die be-
rechtigten Personen einen besonderen Anreiz zu schaffen, auch mittelfristig 
zum Erfolg des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns beizutragen, wird 
die zweite Tranche der Zahlung, die den Hauptbestandteil der Sonderzahlung 
ausmacht, erst nach Ablauf einer zweijährigen Sperrfrist ab dem Tag der Bör-
seneinführung fällig. Die Höhe der zweiten Tranche hängt von der Kursent-
wicklung der Aktie der VT Group AG während dieses Zeitraums ab. Scheidet 
der Begünstigte vor Ablauf der Sperrfrist aus dem Vitesco Technologies-
Konzern aus oder wird er zum Mitglied des Vorstands der VT Group AG be-
stellt, entfällt der Zahlungsanspruch automatisch. Das Gesamtvolumen des Re-
tention Bonus Programms (unter Berücksichtigung einer möglichen Erhöhung 
der zweiten Tranche) umfasst ca. EUR 20 Millionen.  

16. Folgen der Abspaltung für die betriebsverfassungsrechtlichen Vertretun-
gen der Arbeitnehmer 

16.1 Betriebsräte, Jugend- und Auszubildendenvertretungen und Schwerbehinder-
tenvertretungen 

16.1.1 Die bestehenden Betriebe der Continental AG und die weiteren Betrie-
be des Continental-Konzerns bleiben von der Abspaltung unberührt. 
Bestand, Zusammensetzung und Amtszeit der bestehenden Betriebsräte 
und Gesamtbetriebsräte, der bestehenden Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen und Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
sowie der Schwerbehindertenvertretungen und Gesamtschwerbehinder-
tenvertretungen bleiben unverändert. 

16.1.2 Der Konzernbetriebsrat, die Konzernschwerbehindertenvertretung und 
die Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung im Continental-
Konzern bestehen nach dem Wirksamwerden der Abspaltung ebenfalls 
fort, sind aber für die Gesellschaften des zukünftigen Vitesco Techno-
logies-Konzerns ab Wirksamwerden der Abspaltung nicht mehr zu-
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ständig, weil die VT Group AG zusammen mit den mit ihr verbunde-
nen Unternehmen einen eigenen Vitesco Technologies-Konzern bildet. 
Das mit der Abspaltung verbundene Ausscheiden der Betriebe des 
Vitesco Technologies-Konzerns aus dem Continental-Konzern führt 
außerdem zu personellen Veränderungen bei der Zusammensetzung 
des Konzernbetriebsrats, der Konzernschwerbehindertenvertretung und 
der Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung auf Ebene der 
Continental AG. So scheiden mit dem Wirksamwerden der Abspaltung 
diejenigen Mitglieder dieser Gremien aus, die Mitarbeiter des zukünf-
tigen Vitesco Technologies-Konzerns sind. Hierbei handelt es sich der-
zeit um elf Mitglieder des Konzernbetriebsrats, ein Mitglied (Stellver-
treter) der Konzernschwerbehindertenvertretung und vier Mitglieder 
der Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung. Allerdings gelten 
Konzernbetriebsvereinbarungen, die im Continental-Konzern im Zeit-
punkt der Abspaltung bestehen, in den Gesellschaften des zukünftigen 
Vitesco Technologies-Konzerns auch nach der Abspaltung grundsätz-
lich fort, soweit sie ihrem Gegenstand nach weiterhin durchführbar 
sind. Im Fall der Errichtung eines Konzernbetriebsrats auf Ebene der 
VT Group AG gelten sie als Konzernbetriebsvereinbarungen des 
Vitesco Technologies-Konzerns, andernfalls als Gesamtbetriebsverein-
barungen bzw. Betriebsvereinbarungen in den Gesellschaften des zu-
künftigen Vitesco Technologies-Konzerns fort. 

16.1.3 Die derzeit bei Unternehmen des zukünftigen Vitesco Technologies-
Konzerns bestehenden Betriebe bleiben von der Abspaltung ebenfalls 
unberührt. Bestand, Zusammensetzung und Amtszeit der für sie gebil-
deten Betriebsräte und Gesamtbetriebsräte, Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen und Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
sowie Schwerbehindertenvertretungen und Gesamtschwerbehinderten-
vertretungen bleiben unverändert. 

16.1.4 Da die VT Group AG bislang operativ nicht tätig ist und keine Arbeit-
nehmer beschäftigt, hat sie weder einen Betriebsrat noch eine Jugend- 
und Auszubildendenvertretung oder eine Schwerbehindertenvertretung. 
Hieran ändert sich unmittelbar durch die Abspaltung nichts. Nach dem 
Wirksamwerden der Abspaltung wird die VT Group AG allerdings die 
Obergesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns sein. Damit lie-
gen bei der VT Group AG grundsätzlich die Voraussetzungen für die 
Errichtung eines Konzernbetriebsrats gemäß § 54 Betriebsverfassungs-
gesetz (BetrVG) vor. Soweit ein solcher Konzernbetriebsrat errichtet 
wird, liegen die Voraussetzungen für die Errichtung einer Konzern-
schwerbehindertenvertretung gemäß § 180 Absatz 2 Sozialgesetzbuch 
Neuntes Buch vor.  

16.1.5 Zudem liegen nach dem Wirksamwerden der Abspaltung im zukünfti-
gen Vitesco Technologies-Konzern grundsätzlich die Voraussetzungen 
für die Errichtung eines Europäischen Betriebsrats vor. 

16.2 Unternehmens- und Konzernsprecherausschüsse der leitenden Angestellten 
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16.2.1 Bestand, Zusammensetzung und Amtszeit des bei der Continental AG 
bestehenden Unternehmenssprecherausschusses der leitenden Ange-
stellten werden durch die Abspaltung nicht berührt. 

16.2.2 Der Konzernsprecherausschuss im Continental-Konzern besteht nach 
dem Wirksamwerden der Abspaltung ebenfalls fort, ist aber für die Ge-
sellschaften des künftigen Vitesco Technologies-Konzerns ab Wirk-
samwerden der Abspaltung nicht mehr zuständig, weil die VT Group 
AG zusammen mit den mit ihr verbundenen Unternehmen nicht mehr 
Teil des Continental-Konzerns sein wird. Das mit der Abspaltung ver-
bundene Ausscheiden der Betriebe des Vitesco Technologies-Konzerns 
aus dem Continental-Konzern führt außerdem zu personellen Verände-
rungen bei der Zusammensetzung des Konzernsprecherausschusses der 
Continental AG. So scheiden mit dem Wirksamwerden der Abspaltung 
diejenigen Mitglieder des Konzernsprecherausschusses aus, die Mitar-
beiter des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns sind. Hierbei 
handelt es sich derzeit um ein Mitglied des Konzernsprecherausschus-
ses. 

16.2.3 Da die VT Group AG derzeit keinen Geschäftsbetrieb besitzt, besteht 
bei ihr kein Sprecherausschuss der leitenden Angestellten. Hieran än-
dert sich auch unmittelbar durch die Abspaltung nichts. Hingegen lie-
gen nach Wirksamwerden der Abspaltung im Vitesco Technologies-
Konzern grundsätzlich die Voraussetzungen für die Errichtung eines 
Konzernsprecherausschusses nach Maßgabe des § 21 Sprecheraus-
schussgesetz vor. 

16.2.4 Der derzeit bei den Unternehmen des zukünftigen Vitesco Technolo-
gies-Konzerns bestehende Sprecherausschuss bleibt von der Abspal-
tung in Bestand und Zusammensetzung unberührt. 

16.3 Wirtschaftsausschüsse 

16.3.1 Die bei der Continental AG und den weiteren Unternehmen im Conti-
nental-Konzern bestehenden Wirtschaftsausschüsse bleiben auch nach 
der Abspaltung unverändert bestehen. 

16.3.2 Da die VT Group AG derzeit nicht operativ tätig ist und keine Mitar-
beiter beschäftigt, besteht bei ihr kein Wirtschaftsausschuss. Hieran 
ändert sich auch durch die Abspaltung nichts. 

16.3.3 Der derzeit bei den Unternehmen des zukünftigen Vitesco Technolo-
gies-Konzerns bestehende Wirtschaftsausschuss bleibt nach der Ab-
spaltung unverändert bestehen. 

17. Folgen der Abspaltung für die Unternehmensmitbestimmung / Aufsichts-
rat 

17.1 Die Abspaltung hat keine Auswirkung auf den Bestand und die Größe des 
Aufsichtsrats der Continental AG. Gleiches gilt, vorbehaltlich der im folgen-
den Absatz beschriebenen Ausnahme, für die Amtszeit seiner Mitglieder. Die 
Continental AG wird weiterhin eine Gesellschaft mit einem gemäß den Vor-
schriften des MitbestG paritätisch mitbestimmten Aufsichtsrat mit zwanzig 
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Mitgliedern (je zehn Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner und der Arbeit-
nehmer) bleiben. 

17.2 Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der Continental AG werden von 
den Arbeitnehmern aller Gesellschaften/Betriebe des Continental-Konzerns im 
Inland gewählt. Die VT Group AG und die weiteren Gesellschaften des zu-
künftigen Vitesco Technologies-Konzerns werden nach dem Wirksamwerden 
der Abspaltung keine Konzerngesellschaften der Continental AG mehr sein, 
sodass Arbeitnehmer der VT Group AG und der weiteren inländischen Gesell-
schaften des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns nicht mehr zum 
Aufsichtsrat der Continental AG, sondern zum Aufsichtsrat der VT Group AG 
aktiv und passiv wahlberechtigt sein werden. Mit dem Wirksamwerden der 
Abspaltung erlischt daher nach § 24 Abs. 1 MitbestG das Amt derjenigen Ar-
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat der Continental AG, deren Anstellungsge-
sellschaften Teil des zukünftigen Vitesco Technologies-Konzerns sind. Hier-
bei handelt es sich derzeit um ein Mitglied. 

17.3 Die VT Group AG verfügt derzeit über einen Aufsichtsrat mit drei Mitglie-
dern, die durch die Alleinaktionärin Continental AG gewählt wurden. Da die 
VT Group AG bislang keine Mitarbeiter beschäftigt, verfügt sie derzeit über 
keinen der gesetzlichen Arbeitnehmer-Mitbestimmung unterliegenden Auf-
sichtsrat. Nach dem Wirksamwerden der Abspaltung wird die VT Group AG 
hingegen einen paritätisch mitbestimmten Aufsichtsrat nach den Vorschriften 
des MitbestG bilden, da sie Obergesellschaft des Vitesco Technologies-
Konzerns sein und damit aufgrund der Zurechnungsregel nach § 5 Abs. 1 Satz 
1 MitbestG mehr als 2.000 Arbeitnehmer im Inland beschäftigen wird. Der 
Vorstand wird nach derzeitiger Planung rechtzeitig vor dem Wirksamwerden 
der Abspaltung ein sogenanntes Statusverfahren nach §§ 97 ff. AktG einleiten. 
Dabei gehen die Vertragsparteien davon aus, dass ab Wirksamwerden der Ab-
spaltung nach den Regelungen des MitbestG in der Regel mehr als 10.000, je-
doch nicht mehr als 20.000 Arbeitnehmer als Arbeitnehmer der VT Group AG 
gelten werden und sich der Aufsichtsrat daher voraussichtlich nach § 7 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 MitbestG aus 16 Mitgliedern zusammensetzen wird, von denen je 
acht Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre und der Arbeitnehmer sein werden. 

17.4 Die acht Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre werden vor dem Wirksamwer-
den der Abspaltung von der Hauptversammlung der VT Group AG, d.h. durch 
die Continental AG als Alleinaktionärin, gewählt. Derzeit steht allerdings noch 
nicht fest, welche Personen die Anteilseignerseite im künftigen Aufsichtsrat 
der VT Group AG vertreten werden. Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der 
Aktionäre erfolgt nach derzeitiger Planung aufschiebend bedingt auf den Ab-
schluss des Statusverfahrens. Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer 
werden voraussichtlich nach Abschluss des Statusverfahrens zunächst gericht-
lich bestellt. Derzeit ist geplant, dass der Vorstand der VT Group AG in Ab-
stimmung mit den Vertretungen der Arbeitnehmer beantragen wird, folgende 
Personen gerichtlich zu Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestel-
len: Carsten Bruns, Lothar Galli, Yvonne Hartmetz, Michael Köppl, Erwin 
Löffler, Ralf Schamel, Kirsten Vörkel und Anne Zeumer.  

17.5 Die Vitesco Technologies GmbH verfügt derzeit über einen paritätisch mitbe-
stimmten Aufsichtsrat mit 16 Mitgliedern (je acht Aufsichtsratsmitglieder der 



16 

Gesellschafter und der Arbeitnehmer). Es ist derzeit nicht beabsichtigt, dass es 
im Zuge der Abspaltung zu Änderungen hinsichtlich der Zahl der Mitglieder 
im Aufsichtsrat der Vitesco Technologies GmbH kommt. 

17.6 Die Abspaltung hat schließlich keine Auswirkungen auf den Bestand und die 
Größe der Aufsichtsräte der Vitesco Technologies Emitec GmbH und der 
Vitesco Technologies Germany GmbH. 

VI. Sonstiges 

18. Kosten und Steuern 

18.1 Soweit in diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag nebst Anlagen nicht 
anders vereinbart, gilt für die mit der Beurkundung dieses Abspaltungs- und 
Übernahmevertrags und seiner Durchführung bis zum Vollzugsdatum entste-
henden Kosten (sowie die jeweils dazugehörenden Kosten für Berater, Banken 
und sonstige Dienstleister) Folgendes: Die Kosten der jeweiligen Hauptver-
sammlung und die Kosten der jeweiligen Anmeldung zum und der Eintragung 
ins jeweilige Handelsregister tragen die Continental AG und die VT Group 
AG jeweils selbst. Die Kosten des gemeinsamen Spaltungsberichts, der Spal-
tungsprüfung, der Prüfungen im Zusammenhang mit Sachkapitalerhöhung und 
Nachgründung tragen die Continental AG und die VT Group AG jeweils zur 
Hälfte. Die Kosten der geplanten Börsenzulassung sowie der dazugehörenden 
nachgewiesenen Kosten für Berater (unter anderem Rechtsanwälte und Wirt-
schaftsprüfer), Banken und sonstige Dienstleister trägt die VT Group AG al-
lein, wenn und soweit sie nach dem 22. Oktober 2019 entstanden sind. Die 
Kostentragungspflicht der VT Group AG entsteht erst mit dem Vollzugsda-
tum. Der mit dem Vollzugsdatum auf die VT Group AG entfallende Teil der 
Kosten wird zunächst von der Continental AG verauslagt und nach dem Voll-
zugsdatum und Rechnungstellung durch die Continental AG von der VT 
Group AG an die Continental AG erstattet. Weitere Regelungen zur Kosten-
tragung im Zusammenhang mit der Abspaltung treffen die Vertragsparteien in 
den Abschnitten [II., III., V., VII., IX.] des diesem Abspaltungs- und Über-
nahmevertrag als Anlage 14 beigefügten Konzerntrennungsvertrags (Ziff. 14). 

18.2 Regelungen zur Steuertragung treffen die Vertragsparteien in Abschnitt [VII.] 
des diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag als Anlage 14 beigefügten 
Konzerntrennungsvertrags. 

19. Rücktrittsrecht 

Sollte die Abspaltung nicht gemäß Ziff. 6.1 bis zum 13. Januar 2022 wirksam 
geworden sein, kann jede Vertragspartei durch schriftliche Erklärung gegen-
über der anderen Vertragspartei von diesem Abspaltungs- und Übernahmever-
trag zurücktreten. 

20. Schlussbestimmungen 

20.1 Dieser Abspaltungs- und Übernahmevertrags wird wirksam, sobald die jewei-
ligen Hauptversammlungen der Vertragsparteien diesem Abspaltungs- und 
Übernahmevertrag zugestimmt haben. 
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20.2 Alle Streitigkeiten, die sich aus oder im Zusammenhang mit diesem Abspal-
tungs- und Übernahmevertrag oder über dessen Gültigkeit zwischen den Ver-
tragsparteien ergeben, werden nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen 
Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des or-
dentlichen Rechtsweges endgültig entschieden. Das Schiedsgericht besteht aus 
drei Schiedsrichtern. Der Vorsitzende des Schiedsgerichts muss die Befähi-
gung zum Richteramt in der Bundesrepublik Deutschland haben. Der Schieds-
ort ist Frankfurt a.M. Die Verfahrenssprache ist deutsch. Die Vertragsparteien 
sind nicht verpflichtet, Übersetzungen von englischsprachigen Dokumenten 
beizubringen. Das in der Sache anwendbare Recht ist das Recht der Bundesre-
publik Deutschland.  

20.3 Die Anlagen zu diesem Abspaltungs- und Übernahmevertrag sind Vertragsbe-
standteile. 

20.4 Änderungen und Ergänzungen dieses Abspaltungs- und Übernahmevertrags, 
einschließlich der Änderung oder Abbedingung dieser Bestimmung selbst, be-
dürfen der Schriftform, soweit nicht weitergehende Formvorschriften einzu-
halten sind. 

20.5 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Abspaltungs- und Übernah-
mevertrags ganz oder teilweise nichtig, unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, wird die Wirksamkeit dieses Abspaltungs- und Übernahmever-
trags und seiner übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Anstelle der 
nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt eine solche 
Bestimmung, die nach Form, Inhalt, Zeit, Maß und Geltungsbereich dem am 
nächsten kommt, was von den Vertragsparteien nach dem wirtschaftlichen 
Sinn und Zweck der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-
mung gewollt war. Entsprechendes gilt für etwaige Lücken in diesem Abspal-
tungs- und Übernahmevertrag. 
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Anlage 3.1 - Abspaltungsbilanz 

Abspaltungsbilanz zum 1. Januar 2021, 0:00 Uhr 

Aktiva  Euro Passiva  Euro

Anlagevermögen Eigenkapital

Finanzanlagen 
Anteile an verbundenen  
Unternehmen

4.655.239.000 
Gewinnvortrag (Zur  
Abspaltung bestimmtes 
Vermögen)

4.655.239.000 

4.655.239.000 4.655.239.000

*** 
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Anlage 6.3 - Vollmacht 
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-Translation for information purposes only-

Vollmacht 

zur Ausübung von Gesellschafterrechten  

Power of Attorney 

for Exercising Shareholder's Rights  

Die 

Continental Aktiengesellschaft, 

eine nach dem Recht der Bundesrepublik 

Deutschland gegründete Aktiengesellschaft mit 

Sitz in Hannover, eingetragen beim 

Handelsregister des Amtsgerichts Hannover 

unter HRB 3527 

a stock corporation incorporated under the laws 

of the Federal Republic of Germany, having its 

registered office in Hanover, registered in the 

commercial register of the Local Court of 

Hanover under HRB 3527 

(Vollmachtgeberin / Principal), 

bevollmächtigt hiermit  hereby grants power of attorney to 

Vitesco Technologies Group Aktiengesellschaft, 

eine nach dem Recht der Bundesrepublik 

Deutschland gegründete Aktiengesellschaft mit 

dem Sitz in Hannover, eingetragen beim 

Handelsregister des Amtsgerichts Hannover 

unter HRB 219172 

a stock corporation incorporated under  the laws 

of the Federal Republic of Germany, having its 

registered office at Hanover, registered in the 

commercial register of the Local Court of 

Hanover under HRB 219172 

(Bevollmächtigte / Attorney-in-Fact), 

sie bei Ausübung der nachfolgend aufgelisteten 

Rechte und Befugnisse, die der 

Vollmachtgeberin als Gesellschafterin der 

nachfolgend aufgeführten zwei Gesellschaften 

(die Gesellschaften) zustehen, zu vertreten: 

to represent it with respect to the exercising of 

the rights and powers listed below to which the 

Principal is entitled regarding the following two 

companies (the Companies): 

Vitesco Technologies 1. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, 

eingetragen im Handelsregister des 

Amtsgerichts Hannover unter HRA 51177; 

registered in the commercial register of the 

Local Court of Hanover under under 

HRA 51177;  

Vitesco Technologies 2. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 

eingetragen im Handelsregister des 

Amtsgerichts Hannover unter HRA 204634; 

registered in the commercial register of the 

Local Court of Hanover under under 

HRA 51177; 

Die Bevollmächtigte ist zu folgenden The Attorney-in-fact is entitled to the following 
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Rechtshandlungen ermächtigt, soweit der 

Vollmachtgeberin die entsprechenden Rechte 

zustehen: 

legal acts to the extent the Principal is entitled to 

the following rights: 

1. das Stimmrecht der Vollmachtgeberin in 

Gesellschafterversammlungen hinsichtlich 

der Feststellung des Jahresabschlusses, der 

Gewinnverwendung sowie der Entlastung 

der Komplementärgesellschaft auszuüben, 

1. exercising the Principal's voting right in 

shareholders’ meetings regarding the 

approval of financial statements, 

appropriation of earnings, and granting of 

discharge to the general partner, 

2. Einsicht in die Bücher und sonstigen 

Unterlagen der Gesellschaft zu nehmen, und 

2. inspecting the accounts and other documents 

of the Company, and

3. die Informationsrechte der 

Vollmachtgeberin gegenüber den 

Gesellschaften geltend zu machen. 

3. make use of the information rights of the 

Principal vis-à-vis the Companies.

Die Bevollmächtigte ist nicht berechtigt, im 

Namen der Vollmachtgeberin einen 

Gesellschafterbeschluss zu fassen, soweit dieser 

offensichtlich rechtswidrig ist oder ein 

Haftungsrisiko für oder Anspruch gegen die 

Vollmachtgeberin begründet.  

The Attorney-in-Fact is not entitled to adopt a 

shareholders’ resolution in the name of the 

Principal, to the extent that such resolution is 

manifestly unlawful or may give rise to a claim 

against the Principal.  

Die Vollmacht erlischt (i) mit Eintragung der 

Abspaltung der Gesellschaften auf die 

Bevollmächtigte im Handelsregister der 

Vollmachtgeberin gem. dem zwischen der 

Vollmachtgeberin und der Bevollmächtigten 

geschlossenen Abspaltungsvertrag oder (ii) mit 

der wirksamen Aufhebung, Kündigung oder 

anderweitigen Beendigung dieses 

Abspaltungsvertrages. 

This Power of Attorney will expire upon (i) the 

registration in the commercial register of the 

Principal of the spin-off regarding the 

Companies to the Attorney-in-Fact pursuant to 

the spin-off agreement between the Principal 

and the Attorney-in-Fact or (ii) the termination 

or cancellation of such spin-off agreement. 

Die Vollmacht unterliegt deutschem Recht. Die 

deutsche Fassung ist maßgeblich. 

This Power of Attorney is governed by German 

law. The German version will prevail. 



22 

Hannover , [●] 2021

_________________________________ 

Continental Aktiengesellschaft

vertreten durch / represented by  

_________________________ 

[●] 

in seiner Eigenschaft als / in his capacity as 

[●] 

der / of Continental Aktiengesellschaft 
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Anlage 13 - Satzung der VT Group AG 



Finaler Stand der Satzung nach Wirksamwerden der Spaltung 

Satzung 

der 

Vitesco Technologies Group Aktiengesell-
schaft 
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I.  

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma Vitesco Technologies Group Aktiengesellschaft.  

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Hannover.  

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind die Entwicklung, die Herstellung und der Ver-

trieb von Produkten für Fahrzeuge aller Art und sonstige Mobilitätskonzepte sowie 

anderen industriellen Erzeugnissen, insbesondere die Entwicklung, die Herstellung 

und der Vertrieb von Systemen und Komponenten sowie die Erbringung von Dienst-

leistungen für Antriebsstränge einschließlich elektrische Maschinen, Leistungselekt-

ronik, Steuerelektronik, Software, Energiewandler (wie Brennstoffzellen) und -spei-

cher (wie Batterien), Sensoren für physikalische und chemische Eigenschaften, Ak-

tuatoren, Technologie zur Schadstoffreduzierung sowie Verbrennungstechnologie. In 

diesen und in anderen Bereichen kann die Gesellschaft auf dem Gebiet der For-

schung, Entwicklung, Herstellung und des Vertriebs von elektronischen, mechatro-

nischen und mechanischen Komponenten und Systemen sowie Software und techni-

schen Apparaturen tätig sein und damit zusammenhängende Beratungs-, Dienst- und 

Serviceleistungen erbringen. 

(2) Die Gesellschaft kann ihren Unternehmensgegenstand unmittelbar oder mittelbar 

durch Konzern- oder Beteiligungsgesellschaften (einschließlich Gemeinschaftsunter-

nehmen) verwirklichen. Sie kann ihre Tätigkeit auch auf einen Teil der in Abs. 1 

genannten Tätigkeiten beschränken. 

(3) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die mit dem 

Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder geeignet erscheinen, den Ge-

sellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern, insbesondere zum Erwerb 

und zur Veräußerung von Grundstücken, zur Errichtung von Hilfs- und Nebenbetrie-

ben und Zweigniederlassungen an allen Orten des In- und Auslandes sowie zum Ab-

schluss von Interessengemeinschaftsverträgen und Unternehmensverträgen. Die Ge-

sellschaft kann Unternehmen unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenfassen und 

sich auf die Leitung der Unternehmen oder Verwaltung der Beteiligung beschränken. 

Insbesondere ist die Gesellschaft berechtigt, andere Unternehmen gleicher oder ähn-

licher Art zu gründen, zu übernehmen, zu erwerben oder sich an solchen zu beteili-

gen. Die Gesellschaft kann Beteiligungsgesellschaften gründen, Beteiligungen er-

werben, strukturell verändern, unter einheitlicher Leitung zusammenfassen oder sich 
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auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken, Beteiligungen veräußern und ferner 

Unternehmens- sowie Kooperationsverträge jeder Art abschließen. 

§ 3 

Bekanntmachungen und Informationsübermittlung 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im Bun-

desanzeiger. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können un-

ter den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenfernübertra-

gung übermittelt werden. 

II.  

Grundkapital und Aktien 

§ 4 

Grundkapital 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 100.052.990 (in Worten: Euro hundert Mil-

lionen zweiundfünfzig Tausend neunhundertneunzig). Es ist eingeteilt in 40.021.196 (in 

Worten: vierzig Millionen einundzwanzig Tausend einhundertsechsundneunzig) auf den 

Namen lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). 

§ 5 

Aktienurkunden 

(1) Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Erneue-

rungsscheine setzt der Vorstand fest. Das Gleiche gilt für Schuldverschreibungen und 

Zinsscheine.  

(2) Die Aktien können in Einzel-, Sammel- und Globalurkunden verbrieft werden. Der 

Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit 

nicht eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an 

der die Aktie zugelassen ist.  

III. 

Verfassung 

§ 6 

Organe 

Organe der Gesellschaft sind  
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(1) der Vorstand, 

(2) der Aufsichtsrat, 

(3) die Hauptversammlung. 

1. 

Der Vorstand 

§ 7 

Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens zwei Mitgliedern; im Übrigen 

bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands. Die Bestellung 

stellvertretender Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

(2) Der Vorstand kann sich durch einstimmigen Beschluss eine Geschäftsordnung geben, 

wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt. 

§ 8 

Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstands-

mitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

2.  

Der Aufsichtsrat 

§ 9 

Zusammensetzung und Amtszeit 

(1) Der Aufsichtsrat setzt sich nach den gesetzlichen Bestimmungen zusammen.  

(2) Die Hauptversammlung kann Aufsichtsratsmitglieder nicht für längere Zeit als bis 

zur Beendigung der Hauptversammlung bestellen, die über die Entlastung für das 

vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in 

dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

(3) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied ge-

wählt werden, welches in den Aufsichtsrat nachrückt, wenn das Aufsichtsratsmitglied 

vor dem Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheidet, ohne dass zuvor 

ein Nachfolger bestellt ist. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, 

so erlischt sein Amt mit Beendigung der Hauptversammlung, in der eine Neuwahl 
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für den Ausgeschiedenen stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des 

ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

(4) Jedes Aufsichtsratsmitglied und jedes Ersatzmitglied kann bei Vorliegen eines wich-

tigen Grundes sein Amt ohne Einhaltung einer Frist niederlegen. Jedes Mitglied des 

Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund 

durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Aufsichtsratsvorsitzenden oder dem 

Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. Eine einver-

nehmliche Verkürzung der Frist ist zulässig. 

§ 10 

Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und mindestens einen stell-

vertretenden Vorsitzenden, jeweils für die Dauer ihrer Wahlperiode. Scheidet der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter im Laufe einer Wahlperiode 

aus diesem Amt aus, so ist unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. Endet die 

Amtszeit des Vorsitzenden mit Ablauf einer Hauptversammlung, so erfolgt die Wahl 

des Aufsichtsratsvorsitzenden im Anschluss an diese Hauptversammlung in einer 

ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung des Aufsichtsrats. In dieser Sit-

zung können auch die Stellvertreter gewählt werden. 

(2) Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die gesetzlichen und 

satzungsmäßigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. 

Dem Stellvertreter steht jedoch die zweite Stimme, die dem Vorsitzenden durch das 

Mitbestimmungsgesetz eingeräumt wird, nicht zu.  

§ 11 

Einberufung 

Die Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder – im Falle seiner Verhinderung 

– von seinem Stellvertreter unter Angabe der Gegenstände der Tagesordnung einberufen. 

Die Einberufung kann schriftlich, fernmündlich, in Textform oder in jeder sonst gesetzlich 

zulässigen Form erfolgen. Sie soll unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen erfolgen. 

In dringenden Fällen kann die Einberufungsfrist abgekürzt werden. 

§ 12 

Sitzungen des Aufsichtsrats und Beschlussfassung 

(1) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats – und im Fall seiner Verhinderung sein Stellver-

treter – leitet die Sitzung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der 

Tagesordnung behandelt werden sowie die Art und die Reihenfolge der Abstimmun-

gen. Er kann zulassen, dass einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats an einer Sitzung im 
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Wege der Telefon- oder Videokonferenz teilnehmen oder ihre Stimme innerhalb ei-

ner von ihm bestimmten angemessenen Frist nachträglich schriftlich abgeben. Ferner 

kann der Vorsitzende des Aufsichtsrats anordnen, dass Sitzungen des Aufsichtsrats 

in Form einer Telefon- oder Videokonferenz abgehalten werden und dass in diesen 

Fällen auch die Beschlussfassung oder die Stimmabgabe auf diese Art und Weise 

erfolgt. Die Aufsichtsratsmitglieder können einer solchen Form der Beschlussfassung 

nicht widersprechen. Mitglieder des Aufsichtsrats, die per Telefon- oder Videokon-

ferenz an einer Sitzung teilnehmen, gelten als anwesend. 

(2) Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen auf-

heben oder verlegen. Er bestellt den Protokollführer und entscheidet über die Hinzu-

ziehung von Sachverständigen und Auskunftspersonen zur Beratung über einzelne 

Gegenstände der Tagesordnung. 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus 

denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied 

nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der 

Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Be-

schlussfassung teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche 

Stimmabgaben überreichen lassen. Die schriftliche Stimmabgabe kann auch per Te-

lefax oder sonstige Mittel der Telekommunikation erfolgen. 

(4) Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichtsratsmitglieder anwesend 

und lassen die abwesenden Aufsichtsratsmitglieder nicht schriftliche Stimmabgaben 

überreichen, so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindestens zwei anwesen-

den Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen. Im Falle einer Vertagung findet die erneute 

Beschlussfassung, sofern keine besondere Aufsichtsratssitzung einberufen wird, in 

der nächsten turnusmäßigen Sitzung statt. Ein nochmaliges Minderheitsverlangen auf 

Vertagung ist bei der erneuten Beschlussfassung nicht zulässig.  

(5) Nimmt der Aufsichtsratsvorsitzende an der Sitzung teil oder befindet sich ein anwe-

sendes Aufsichtsratsmitglied im Besitz der schriftlichen Stimmabgabe des Aufsichts-

ratsvorsitzenden im Sinne des § 108 Abs. 3 Satz 1 und 2 Aktiengesetz, so findet 

Abs. (4) keine Anwendung, wenn die gleiche Anzahl von Anteilseigner- und Arbeit-

nehmervertretern persönlich anwesend ist oder durch schriftliche Stimmabgabe an 

der Beschlussfassung teilnimmt oder wenn eine etwaige Ungleichheit dadurch auf-

gehoben wird, dass sich einzelne Aufsichtsratsmitglieder nicht an der Beschlussfas-

sung beteiligen.  

(6) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-

weit nicht gesetzlich andere Mehrheiten vorgeschrieben sind. Das gilt auch für Wah-

len. Bei Stimmengleichheit ist auf Antrag des Aufsichtsratsvorsitzenden, soweit ge-

setzlich zulässig, eine erneute Abstimmung durchzuführen. Ergibt sich bei dieser er-
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neuten Abstimmung wiederum Stimmengleichheit, so hat der Aufsichtsratsvorsit-

zende nach Maßgabe des § 29 Abs. 2 Mitbestimmungsgesetz zwei Stimmen; § 31 

Abs. 4 Mitbestimmungsgesetz bleibt unberührt.  

(7) Beschlüsse können außerhalb von Sitzungen durch schriftliche, mündliche, fern-

mündliche, in Textform oder durch sonstige Mittel der Telekommunikation übermit-

telte Stimmabgabe gefasst werden, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende dies im Ein-

zelfall bestimmt. Die Aufsichtsratsmitglieder können einer solchen Form der Be-

schlussfassung nicht widersprechen. 

§ 13 

Anpassung der Fassung der Satzung 

Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fassung 

betreffen. 

§ 14 

Ausschüsse und Willenserklärungen 

(1) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden. § 27 Abs. 3 Mitbestim-

mungsgesetz bleibt unberührt. Aufgaben, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse 

bestimmt der Aufsichtsrat. Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, 

auch Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden. Der Ausschuss 

kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der Aufsichtsrat einen 

Vorsitzenden bestimmt. Für Beschlussfassungen in den Ausschüssen gelten § 12 Abs. 

5 und 6 entsprechend, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenste-

hen. 

(2) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse 

die zur Durchführung ihrer Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzuge-

ben. 

§ 15 

Vergütung 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten außer dem Ersatz ihrer angemessenen baren 

Auslagen und einer ihnen für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden Umsatz-

steuer eine im letzten Monat des Geschäftsjahres zahlbare feste Grundvergütung von 

je Euro 60.000 jährlich. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für das jeweilige 
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Geschäftsjahr der Gesellschaft eine feste Grundvergütung von Euro 120.000 und je-

der Stellvertreter von Euro 90.000. 

(2) Für die Tätigkeit in den folgenden Ausschüssen des Aufsichtsrats erhält jeweils zu-

sätzlich: 

– der Vorsitzende des Prüfungsausschusses Euro 30.000, jedes andere Mitglied 

des Prüfungsausschusses Euro 20.000; 

– der Vorsitzende des Präsidialausschusses Euro 30.000, jedes andere Mitglied 

des Präsidiums Euro 20.000. 

(3) Die gesamte zusätzliche Vergütung für Tätigkeiten in Ausschüssen des Aufsichtsrats 

gemäß vorstehendem Absatz 2 ist für den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses auf 

Euro 40.000, für den Vorsitzenden des Präsidialausschusses auf Euro 40.000 und für 

alle übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats auf Euro 30.000 begrenzt. Dabei ist jeweils 

die höchste auf das einzelne Aufsichtsratsmitglied anwendbare Obergrenze maßgeb-

lich. 

(4) Jedes Mitglied erhält ein Sitzungsgeld von Euro 1.500 für jede Aufsichtsratssitzung, 

an der das Mitglied persönlich teilnimmt. Dies gilt entsprechend für die persönliche 

Teilnahme an Ausschusssitzungen, die nicht am Tage einer Aufsichtsratssitzung 

stattfinden. Als persönliche Teilnahme an einer Sitzung gilt auch die Teilnahme an 

einer per Telefon- oder Videokonferenz abgehaltenen Sitzung bzw. die Teilnahme 

per Telefon- oder Videokonferenz. 

(5) Beginnt oder endet das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds oder die mit einer erhöhten 

Vergütung versehene Funktion im Laufe eines Geschäftsjahres, erhält das Aufsichts-

ratsmitglied die Vergütung bzw. die erhöhte Vergütung zeitanteilig.  

(6) Die Gesellschaft kann auf ihre Kosten für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine Ver-

mögensschaden-Haftpflichtversicherung abschließen. Sie enthält einen angemesse-

nen Selbstbehalt.  

3. 

Die Hauptversammlung 

§ 16 

Ort der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz 

oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 150.000 Einwohnern statt. 
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§ 17 

Einberufung der Hauptversammlung 

Soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, wird die Hauptversammlung mindestens 

30 Tage vor dem Tage der Versammlung einberufen. Dabei sind der Tag der Hauptver-

sammlung und der Tag der Einberufung nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrist verlän-

gert sich um die Tage der Anmeldefrist (§ 18 Abs. 1 Satz 2). 

§ 18 

Voraussetzungen für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen 

sind und sich rechtzeitig angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 

unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor 

der Hauptversammlung (Anmeldefrist) zugehen. Der Vorstand kann in der Einberu-

fung der Hauptversammlung eine kürzere, in Tagen zu bemessende Anmeldefrist vor-

sehen. Der Vorstand ist ermächtigt, die Einzelheiten der Anmeldung zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts festzulegen. Diese 

Einzelheiten werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.  

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform, wenn in der Einberufung der Hauptversamm-

lung nicht eine Erleichterung bestimmt wird. § 135 Aktiengesetz bleibt unberührt. 

(3) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre auch ohne selbst vor Ort anwesend oder 

vertreten zu sein an der Hauptversammlung teilnehmen und sämtliche oder einzelne 

ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben 

können (Online-Teilnahme). Er ist dabei auch ermächtigt, die Einzelheiten des Ver-

fahrens zu regeln. Die Einzelheiten werden mit der Einberufung der Hauptversamm-

lung bekannt gemacht. 

(4) Der Vorstand kann darüber hinaus vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne 

an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kom-

munikation abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann die Einzelheiten des Verfahrens re-

geln, insbesondere die Stimmabgabe auf einen Übermittlungsweg beschränken sowie 

eine Frist für die Abstimmung per Briefwahl festlegen. Diese Einzelheiten werden 

mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

§ 19 

Ablauf der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 

im Fall seiner Verhinderung ein anderes von ihm zu bestimmendes Aufsichtsratsmit-
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glied der Aktionäre. Für den Fall, dass weder der Vorsitzende noch ein von ihm be-

stimmtes Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz übernimmt, wird der Versamm-

lungsleiter durch die in der Hauptversammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder 

der Aktionäre mit einfacher Mehrheit der Stimmen gewählt.  

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die 

Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge 

der Abstimmungen. Er ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeit-

lich angemessen zu beschränken, insbesondere zu Beginn oder während der Haupt-

versammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Hauptversammlungsver-

lauf, den einzelnen Tagesordnungspunkt oder den einzelnen Frage- und Redebeitrag 

zu setzen sowie einen Zeitpunkt für den Beginn der Abstimmung über einen oder 

mehrere Tagesordnungspunkte zu bestimmen.  

(3) Der Versammlungsleiter kann die teilweise oder vollständige Bild- oder Tonübertra-

gung sowie -aufzeichnung der Hauptversammlung über elektronische Medien in ei-

ner von ihm zu bestimmenden Weise zulassen. Die Übertragung kann auch in einer 

der Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang gewährenden Weise erfolgen. 

§ 20 

Beschlussfassung 

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit der einfachen Stimmenmehrheit 

und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht zwingende Vor-

schriften des Gesetzes oder die Satzung etwas anderes vorschreiben. Eine Aufhebung 

oder Änderung von Satz 1 sowie dieses Satzes 2 bedürfen einer Mehrheit von min-

destens drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

IV. 

Jahresabschluss und Gewinnverteilung 

§ 21 

Jahresabschluss 

(1) Der Vorstand hat alljährlich innerhalb der gesetzlichen Frist den Jahresabschluss, den 

Konzernabschluss sowie die jeweiligen Lageberichte für das vergangene Geschäfts-

jahr aufzustellen und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Unverzüglich nach ihrer Auf-
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stellung sind der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Vorschlag für die Verwen-

dung des Bilanzgewinns sowie der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht 

dem Aufsichtsrat vorzulegen. §§ 298 Abs. 2 und 315 Abs. 5 HGB bleiben unberührt. 

(2) Der Aufsichtsrat hat innerhalb eines Monats nach Zugang dieser Vorlagen seinen Be-

richt dem Vorstand abzugeben. Geschieht dies nicht fristgemäß, so hat der Vorstand 

dem Aufsichtsrat unverzüglich eine weitere Frist von höchstens einem Monat zu set-

zen. Wird der Aufsichtsratsbericht dem Vorstand auch vor Ablauf dieser weiteren 

Frist nicht zugeleitet, so gilt der Jahresabschluss als vom Aufsichtsrat nicht gebilligt. 

Der vorhergehende Satz findet entsprechende Anwendung auf den Konzernab-

schluss. 

(3) Die Jahresabschlüsse und Lageberichte für die Gesellschaft und den Konzern, der 

Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des 

Bilanzgewinns sind von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Ge-

schäftsräumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme der Aktionäre auszulegen. Auf die 

Auslage kann verzichtet werden, wenn die Unterlagen für denselben Zeitraum über 

die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sind. 

(4) Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahres-

abschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage 

einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in 

andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der 

Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen 

nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

§ 22 

Ordentliche Hauptversammlung und Verwendung des Bilanzgewinns 

(1) Die ordentliche Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Vor-

stands und des Aufsichtsrats, die Gewinnverwendung und die Wahl des Abschluss-

prüfers beschließt, findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjah-

res statt. Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sach-

ausschüttung beschließen. 

(2) Der Bilanzgewinn wird auf die Aktionäre gleichmäßig verteilt, soweit der Gewinn 

nicht auf neue Rechnung vorgetragen wird oder die Hauptversammlung nicht eine 

anderweitige Verwendung beschließt. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, nach Ablauf des Geschäftsjahrs mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats nach Maßgabe des § 59 Aktiengesetz auf den voraussichtlichen Bilanz-

gewinn einen Abschlag an die Aktionäre zu zahlen. 
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V. 

Sonstiges 

§ 23 

Gerichtsstand 

Für alle Streitigkeiten zwischen Aktionären und der Gesellschaft besteht ein ausschließli-

cher Gerichtsstand am Sitz der Gesellschaft, soweit dem nicht zwingende gesetzliche Vor-

schriften entgegenstehen. Dasselbe gilt für Streitigkeiten zwischen einerseits Aktionären 

und andererseits Berechtigten und/oder Verpflichteten von Finanzinstrumenten, die sich 

auf Aktien der Gesellschaft beziehen. Für Streitigkeiten, mit denen der Ersatz eines auf 

Grund falscher, irreführender oder unterlassener öffentlicher Kapitalmarktinformationen 

verursachten Schadens geltend gemacht wird, besteht ein ausschließlicher Gerichtsstand 

am Sitz der Gesellschaft, soweit dem nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegen-

stehen. Ausländische Gerichte sind für solche Streitigkeiten nicht zuständig. 

§ 24 

Gründungskosten 

Die Gesellschaft übernimmt die Gründungskosten in geschätzter Höhe von EUR 4.000,00. 
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Anlage 14 - Konzerntrennungsvertrag 
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Dieser Konzerntrennungsvertrag (der Vertrag) wird zwischen den folgenden Parteien 
geschlossen: 

(1) Continental Aktiengesellschaft mit Sitz in Hannover, eingetragen im Han-
delsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 3527 (Continental AG 
und gemeinsam mit sämtlichen direkten und indirekten Beteiligungen der 
Continental AG zum Zeitpunkt der Eintragung der Abspaltung im Handelsre-
gister der Continental-Konzern); 

(2) Vitesco Technologies Group Aktiengesellschaft mit Sitz in Hannover, einge-
tragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 219172 (VT 
Group AG und zum Zeitpunkt der Eintragung der Abspaltung im Handelsre-
gister gemeinsam mit sämtlichen direkten und indirekten Beteiligungen der 
VT Group AG der Vitesco Technologies-Konzern und gemeinsam mit dem 
Continental-Konzern die Konzerne und jeweils ein Konzern); und 

(3) Vitesco Technologies GmbH mit Sitz in Hannover, eingetragen im Handels-
register des Amtsgerichts Hannover unter HRB 217030 (Vitesco Technologies 
GmbH), 

(Continental AG, VT Group AG und Vitesco Technologies GmbH zusammen die 
Parteien und jeweils eine Partei) 

Präambel 

(A) Die Continental AG ist die alleinige Aktionärin der VT Group AG. 

(B) Die Verwaltungsorgane der Continental AG haben beschlossen, die Vitesco 
Technologies GmbH mit Sitz in Hannover (eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Hannover unter HRB 217030) mit ihren unmittelbaren und mit-
telbaren Tochtergesellschaften sowie Beteiligungen im Wege der Abspaltung 
bestimmter Anteile (siehe Präambel D) auf die VT Group AG (die Abspal-
tung) an die Börse zu bringen.  

(C) Gesellschafter der Vitesco Technologies GmbH sind mit Beteiligungen von (i) 
49,18 % die Vitesco Technologies 1. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. 
KG, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter 
HRA 51177 (VT 1. Beteiligungs KG), (ii) 47,26 % die Vitesco Technologies 
2. Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Hannover unter HRA 204634, (VT 2. Beteiligungs KG, zu-
sammen mit der VT 1. Beteiligungs KG die VT 1. und 2. Beteiligungs KGs) 
sowie (iii) 3,56 % die Continental Automotive France S.A.S. (société par ac-
tions simplifiée) eingetragen im Handelsregister (registre du commerce et des 
sociétés) von Toulouse unter 314 722 026 (CA France). Die Continental AG 
ist alleinige Kommanditistin der VT 1. und 2. Beteiligungs KGs und alleinige 
Gesellschafterin der jeweiligen Komplementärgesellschaften. 

(D) Gegenstand der Abspaltung sind die VT 1. und 2. Beteiligungs KGs sowie ihre 
jeweiligen Komplementärgesellschaften. 
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(E) Mit diesem Vertrag, der als Anlage zu dem am 18. März 2021 vor dem Notar 
Dr. Florian Hartl mit Amtssitz in Hannover geschlossenen, notariell beurkun-
deten Abspaltungs- und Übernahmevertrag zwischen der Continental AG und 
der VT Group AG (der Abspaltungs- und Übernahmevertrag) dessen Be-
standteil ist, wollen die Parteien im Hinblick auf die Abspaltung verschiedene 
zwischen ihnen und den jeweiligen Konzerngesellschaften bestehende Rechts-
beziehungen regeln. Im Abspaltungs- und Übernahmevertrag verwendete De-
finitionen sollen auch in diesem Vertrag die im Abspaltungs- und Übernahme-
vertrag festgelegte Bedeutung haben, es sei denn, der jeweilige Begriff ist in 
diesem Vertrag anders definiert. Weitere Definitionen in diesem Vertrag sind: 

Bankarbeitstag bezeichnet alle Tage, an denen Kreditinstitute in Hannover, 
Frankfurt/Main und Regensburg für den Publikumsverkehr geöffnet sind und 
der bargeldlose Zahlungsverkehr abgewickelt wird. 

Carve-Out bezeichnet die rechtliche und organisatorische Verselbstständigung 
der Geschäftsaktivität der ehemaligen Division Powertrain in die Vitesco 
Technologies GmbH und deren Tochtergesellschaften innerhalb des Continen-
tal-Konzerns, die am 18. Juli 2018 öffentlich angekündigt und im Wesentli-
chen zum 1. Januar 2019 umgesetzt wurde. 

Finanzielle Verbindlichkeiten bezeichnet (i) Verbindlichkeiten aus Einlage-
verpflichtungen gegenüber den VT 1. und 2. Beteiligungs KGs, (ii) Verbind-
lichkeiten aus Interkonzern-Darlehen (ICO Loans) und (iii) Verbindlichkeiten 
aus Cash-Pooling-Vereinbarungen. 

Gesellschaften des Continental-Konzerns sind die Continental AG und die 
Gesellschaften, die zum Vollzugsdatum Konzernunternehmen i.S.d. § 18 Abs. 
1 AktG der Continental AG sind oder werden. 

Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns sind die VT Group AG 
und die Gesellschaften, die zum Vollzugsdatum Konzernunternehmen i.S.d. § 
18 Abs. 1 AktG der VT Group AG sind oder werden. 

Hinwirken bezeichnet die ernsthafte Bemühung um den Erfolgseintritt durch 
die betreffende Partei ohne dass der Eintritt des Erfolges geschuldet ist. 

Konzerngesellschaft bezeichnet eine Gesellschaft, die zum Vollzugsdatum 
Konzernunternehmen i.S.d. § 18 Abs. 1 AktG einer Partei ist oder wird. 

Nicht-finanzielle Überfällige Verbindlichkeiten bezeichnet Verbindlichkeiten 
aus Lieferung und Leistung, deren Fälligkeit 90 Tage überschreitet, nicht je-
doch Verbindlichkeiten aus Auftragsfertigung. 

Steuer(n) sind alle Bundes-, Landes- oder lokalen Steuern zusammen mit allen 
Zinsen, Strafen oder anderen steuerlichen Nebenleistungen im Sinne von § 3 
Abgabenordnung oder einer vergleichbaren anwendbaren Vorschrift einer aus-
ländischen Rechtsordnung, insbesondere Einkommensteuern, Körperschaft-
steuern, Gewerbesteuern, Umsatzsteuern, Verkaufsteuern, Vermögensteuern, 
Verkehrsteuern, Lohnsteuern und andere Quellensteuern, Zölle, Sozialversi-
cherungsbeiträge unabhängig davon, (i) ob diese von einer Steuerbehörde 
festgesetzt oder auf Grundlage von Steuerumlageverträgen oder vertraglichen 
Steuerfreistellungsverpflichtungen geschuldet werden oder (ii) ob diese allein, 
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als Gesamtschuldner oder als Haftungsschuldner geschuldet werden; latente 
Steuern sind keine Steuern im Sinne dieser Definition. 

Sorge tragen bezeichnet das konkrete Schulden des Erfolgs durch die betref-
fende Partei. 

Vollzugsdatum bezeichnet das Datum der Eintragung der Abspaltung im Han-
delsregister der Continental AG. 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien, nach Verhandlungen unter Einbezie-
hung ihrer jeweiligen unabhängigen Berater, Folgendes:  
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I. Sicherstellung der Fortführung der ehemaligen Division Powertrain 

1. Zuordnung von Vermögensgegenständen, Rechten und Pflichten 

Die Parteien gehen davon aus, dass die Zuordnung von Vermögensgegenstän-
den, Rechten und Pflichten zwischen den Parteien und ihren jeweiligen Kon-
zernen so erfolgt ist, dass die Parteien und ihre jeweiligen Konzerne ihre je-
weils ausgeübten Aktivitäten in dem Umfang wie vor dem Vollzugsdatum 
fortsetzen können und dass die Konzerne jeweils als Ganzes für sich funkti-
onsfähig sind. Daher haben sie bereits im Rahmen des Carve-Out (i) das Ge-
schäft (einschließlich, aber nicht beschränkt auf Vermögenswerte, Verträge 
und Mitarbeiter), wie es in der ehemaligen Division Powertrain des Continen-
tal-Konzerns betrieben wurde, sowie alle anderen Aktivitäten, die der ehema-
ligen Division Powertrain zugerechnet werden und (ii) alle Vermögenswerte 
und Mitarbeiter sowie bestimmte Verträge an Gesellschaften des Vitesco 
Technologies-Konzerns übertragen. 

2. Verhandlungen über die Anpassung der Zuordnung 

2.1 Soweit eine Partei nach Wirksamwerden dieses Vertrages feststellt, dass nach 
ihrer Ansicht entgegen der Annahmen in Ziff. 1 Vermögensgegenstände, 
Rechte und Pflichten nicht zutreffend zugeordnet wurden und sich daher die 
Annahmen in Ziff. 1 als unzutreffend erweisen, werden sich die Parteien dar-
über abstimmen, ob die Zuordnung tatsächlich fehlerhaft erfolgt ist. In diesem 
Fall werden die Parteien über eine, ggf. entgeltliche, Korrektur der Zuordnung 
ernsthaft verhandeln. Die Parteien werden die Aufnahme und Führung von 
ernsthaften Verhandlungen nicht ohne sachlichen Grund verweigern. Ziff. 2.1 
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn (i) die betroffene Partei die Nachteile 
aus der nicht zutreffenden Zuordnung aus eigenen Mitteln oder durch externe 
Beschaffung vermeiden kann und dies nicht im Vergleich zur Korrektur der 
Zuordnung mit deutlich erhöhtem Aufwand verbunden ist oder (ii) die Partei-
en über die Zuordnung des Vermögensgegenstands, des Rechts oder der 
Pflicht im Rahmen des Carve-Out oder der Vorbereitung der Abspaltung ver-
handelt haben. 

2.2 Ansprüche aus dieser Ziff. 2 verjähren mit Ablauf des 31. Dezember 2022. 

II. Besicherungen, Versicherungsleistungen, Drittschäden; Ablösung Finan-
zieller Verbindlichkeiten 

3. Auflösung von Querbesicherungen, Ablösung Finanzieller Verbindlich-
keiten 

3.1 Sollte am Vollzugsdatum eine Sicherheitsleistung einer Konzerngesellschaft 
(Sicherheitensteller) für Verbindlichkeiten einer Gesellschaft des anderen 
Konzerns (Hauptschuldner) bestehen (Querbesicherung), so werden die Par-
teien (i) auf eine Ablösung der Querbesicherung hinwirken und/oder (ii) für 
eine Freistellung im Innenverhältnis Sorge tragen. 

3.2 Auf eine Ablösung der Querbesicherung ist insbesondere bei Verbindlichkei-
ten gegenüber Kreditinstituten hinzuwirken. Für eine Freistellung im Innen-
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verhältnis ist insbesondere bei sonstigen Garantien, wie für Verpflichtungen 
aus Kundenverträgen oder Förderprojekten, Sorge zu tragen. 

3.3 Bei der Ablösung der Querbesicherung wirkt die jeweilige Konzernobergesell-
schaft (Continental AG oder VT Group AG) darauf hin, dass der Besicherte 
die Sicherheit freigibt. Falls dies nicht möglich ist (insbesondere bei Garantien 
oder sonstigen Besicherungen von Kunden oder anderen Vertragspartnern des 
Vitesco Technologies-Konzerns oder im Zusammenhang mit Beihilfen), stellt 
die jeweilige Konzernobergesellschaft (Continental AG oder VT Group AG) 
des jeweiligen Hauptschuldners den jeweiligen Sicherheitensteller in vollem 
Umfang von einer Inanspruchnahme aus der Querbesicherung und sämtlichen 
Kosten in diesem Zusammenhang (einschließlich Kosten der Abwehr von An-
sprüchen und der Rechtsberatung) frei und zahlt eine jährliche Avalgebühr in 
marktüblicher Höhe nach Maßgabe einer separaten Gebührenvereinbarung. 
Die jeweils andere Konzernobergesellschaft sorgt im Umfang der Freistellung 
dafür, dass der Sicherheitensteller etwaige eigene Regressansprüche gegen den 
Hauptschuldner nicht selbst geltend macht, sodass insbesondere keine doppel-
te Belastung im Konzern des Hauptschuldners erfolgt. Die Pflichten aus dieser 
Ziff. 3 entfallen nicht durch Veräußerung einer Beteiligung am Hauptschuld-
ner. 

3.4 Wird der Sicherheitensteller von einem Dritten in Anspruch genommen, gilt 
das folgende Verfahren: 

3.4.1 Der Sicherheitensteller informiert den Hauptschuldner fortwährend 
und umfassend über die Inanspruchnahme und teilt diesem, soweit 
rechtlich zulässig, alle erhaltenen Informationen unverzüglich mit. 

3.4.2 Der Sicherheitensteller und der Hauptschuldner kooperieren unter Be-
achtung ihrer beiderseitigen Interessen bestmöglich, um die Inan-
spruchnahme abzuwehren. Insbesondere wird der Sicherheitensteller 
die Verteidigung gegen die Inanspruchnahme mit der gebotenen Sorg-
falt unternehmen. 

3.4.3 Der Abschluss von gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichen 
soll nur im Einvernehmen zwischen dem Sicherheitensteller und dem 
Hauptschuldner erfolgen. 

3.5 Der Saldo der Finanziellen Verbindlichkeiten zwischen Gesellschaften beider 
Konzerne ist bis zum Vollzugsdatum zu befriedigen. Die Abwicklung erfolgt 
nach Maßgabe einer separaten Vereinbarung. 

3.6 Die Summe der Nicht-finanziellen Überfälligen Verbindlichkeiten von Gesell-
schaften des Vitesco Technologies-Konzerns gegenüber Gesellschaften des 
Continental-Konzerns ist spätestens innerhalb von vier Wochen berechnet ab 
dem Vollzugsdatum durch die jeweilige Gesellschaft des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns oder die VT Group AG zu befriedigen. Die Abwicklung erfolgt 
nach Maßgabe einer separaten Vereinbarung. 

4. Versicherungsleistungen und Ausgleich von Drittschäden 

4.1 Sollten bei einer Konzerngesellschaft (Geschädigter) nach dem Vollzugsda-
tum ein Versicherungsfall oder andere Umstände eintreten oder bekannt wer-
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den, aufgrund derer einer Gesellschaft des anderen Konzerns (Versicherungs-
gläubiger) ein Ersatzanspruch, ein anderweitiger Anspruch oder ein anderwei-
tiges Recht unter einer Versicherung zusteht (oder ohne die Abspaltung zu-
stehen würde), die einen oder mehrere Zeiträume vor dem Vollzugsdatum ab-
deckt (Versicherungsanspruch), so werden die Parteien wie folgt dafür Sorge 
tragen, dass der Versicherungsanspruch dem Geschädigten wirtschaftlich zu 
Gute kommt oder das Recht vom oder nach Maßgabe der Vorgaben des Ge-
schädigten ausgeübt werden kann: 

4.1.1 Die Parteien werden dafür Sorge tragen, dass dem Geschädigten gegen 
den Versicherungsgläubiger ein Anspruch auf Zahlung eines dem Ver-
sicherungsanspruch entsprechenden Betrages eingeräumt wird, wobei 
sich der Geschädigte verpflichtet, diesen Anspruch nur geltend zu ma-
chen, wenn und soweit der Versicherungsgläubiger von der Versiche-
rung eine entsprechende Zahlung erhalten hat. 

4.1.2 Die Parteien werden dafür Sorge tragen, dass der Versicherungsan-
spruch unter etwaiger notwendiger Mitwirkung von Geschädigtem und 
Versicherungsgläubiger gegenüber der Versicherung geltend gemacht 
wird. Die Konzernobergesellschaft des Geschädigten stellt sicher, dass 
der Geschädigte die Kosten und Aufwendungen der Inanspruchnahme 
der Versicherung trägt und den Versicherungsgläubiger davon frei-
stellt. 

4.1.3 Die Konzernobergesellschaft des Versicherungsgläubigers trägt dafür 
Sorge, dass von der Versicherung auf den Versicherungsanspruch ge-
leistete Beträge an den Geschädigten ausgekehrt werden. Die Kon-
zernobergesellschaft des Geschädigten trägt dafür Sorge, dass Ersatz-
ansprüche des Geschädigten gegen Dritte in Bezug auf den Schaden, 
für den der Versicherungsanspruch besteht, im Umfang der Auskeh-
rung an den Geschädigten von diesem an den Versicherungsgläubiger 
abgetreten werden. 

4.2 Vorbehaltlich Ziff. 4.1 gilt: Soweit eine Gesellschaft eines Konzerns einen 
Schaden, eine Gesellschaft des anderen Konzerns aber einen diesbezüglichen 
Ersatzanspruch gegenüber einem Dritten hat, so wird die letztgenannte Partei 
diesen Ersatzanspruch auf Verlangen der anderen Partei an diese abtreten oder 
für die Abtretung Sorge tragen. 

4.3 Bis zum Vollzugsdatum erhalten die Gesellschaften des Vitesco Technologies-
Konzerns Versicherungsschutz unter den Konzernversicherungsverträgen der 
Continental AG, sofern die Vitesco Technologies GmbH nicht bereits eigene 
Konzernversicherungsverträge für die Gesellschaften des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns abgeschlossen hat; der Versicherungsschutz endet spätestens 
mit dem Vollzugsdatum. Spätestens mit Wirkung ab diesem Zeitpunkt und 
vorbehaltlich der nachstehenden Ziff. 4.4 schließen die Vitesco Technologies 
GmbH und die Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns separaten 
Versicherungsschutz mit Deckung für die Gesellschaften des Vitesco Techno-
logies-Konzerns ab. 
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4.4 Für vor dem 1. Juli 2021 eingetretene Versicherungsfälle aus Lieferungen und 
Leistungen, die vor dem 1. Juli 2021 erbracht wurden, besteht Versicherungs-
schutz über die Konzernversicherungsverträge der Continental AG. Für nach 
dem 1. Juli 2021 eingetretene Versicherungsfälle aus Lieferungen und Leis-
tungen vor dem Vollzugsdatum schließt die Vitesco Technologies GmbH Ver-
sicherungsschutz über die Betriebs- und Produkthaftpflichtversicherung für 
sich und ihre jeweiligen Konzerngesellschaften ab. 

III. Haftung 

5. Wechselseitige Freistellungen 

5.1 Soweit eine Konzerngesellschaft aufgrund vertraglicher, quasi-vertraglicher, 
gesetzlicher oder durch Common Law oder aus sonstigen Rechtsgründen an-
geordneter Haftung für Umstände vor dem Vollzugsdatum, die die Geschäfts-
tätigkeit von Gesellschaften des anderen Konzerns betreffen und nicht durch 
eine Versicherung gedeckt sind, in Anspruch genommen wird, findet ein In-
nenausgleich hinsichtlich der Kosten der jeweiligen Verpflichtung sowie sämt-
licher damit verbundenen und erforderlichen Kosten und Aufwendungen so-
wie entstandenen Schäden nach den folgenden Regelungen statt. 

5.1.1 Soweit vertragliche Vereinbarungen zwischen den jeweils betroffenen 
Gesellschaften beider Konzerne bestehen, findet der Ausgleich aus-
schließlich nach den getroffenen Vereinbarungen statt. Zur Klarstel-
lung: Auch eine Inanspruchnahme wegen Aufsichtspflichtverletzung 
(z.B. §§ 130, 30 OWiG) ist auf Grund der vertraglichen Vereinbarung 
auszugleichen. Die jeweilige Partei trägt dabei die Sorge für die Erfül-
lung der Ausgleichspflichten durch die Gesellschaften ihres Konzerns.  

5.1.2 Soweit keine vertraglichen Vereinbarungen bestehen, ist die Konzern-
gesellschaft primär zum Innenausgleich verpflichtet, der die Geschäfts-
tätigkeit oder der die Produkte (jeweils vor oder nach dem Vollzugsda-
tum) zuzurechnen sind, die zu der Inanspruchnahme der betreffenden 
Gesellschaft des anderen Konzerns geführt haben. Darüber hinaus fin-
den sekundär die folgenden Parameter Berücksichtigung: 

(a) Haftungsverteilung nach gesetzlichen oder nach richterrechtlich 
entwickelten und anerkannten Grundsätzen; 

(b) Verursachungsbeiträge der handelnden Personen; 

(c) Vereinnahmung der Vorteile aus dem zugrundeliegenden Um-
stand; 

(d) etwaige Haftungs- oder Sanktionsverschärfungen sowie etwai-
ge Haftungsbegrenzungen, die auf besondere Eigenschaften o-
der Umstände der jeweils beteiligten Gesellschaften bezogen 
sind. 

Zur Klarstellung: Eine Inanspruchnahme wegen Aufsichtspflichtverlet-
zung (z.B. §§ 130, 30 OWiG) ist bei den vorgenannten Innenaus-
gleichsregelungen nicht zu berücksichtigen, d.h. die Feststellung einer 
etwaigen Aufsichtspflichtverletzung (oder die Einigung hierüber, z.B. 



8 

anlässlich oder im Rahmen eines behördlichen Verfahrens oder einer 
Rechtsstreitigkeit) ist für die Frage des Innenausgleichs wegzudenken. 
Im Übrigen finden die Parameter aus den Ziff. 5.1.2(a) bis 5.1.2(d) 
Anwendung. 

Die jeweilige Partei trägt dabei Sorge für die Erfüllung der Ausgleichspflich-
ten durch die Gesellschaften ihres Konzerns. Zur Klarstellung: Die Regelun-
gen dieser Ziff. 5.1 gelten auch für behördliche Verfahren einschließlich der 
Verhängung von monetären Belastungen wie z.B. Bußgeldern. 

5.2 Haftet eine Konzerngesellschaft wegen Umständen vor dem Vollzugsdatum, 
die nicht durch eine Versicherung gedeckt sind und wird diese Haftung im 
Hinblick auf die Höhe der Haftung oder anderweitige Haftungsmodalitäten 
verschärft, weil die betreffende Gesellschaft bis zum Vollzugsdatum Teil des 
jeweils anderen Konzerns war, so findet ein Innenausgleich nach den in 
Ziff. 5.1 geregelten Grundsätzen statt; insbesondere die in Ziff. 5.1.2 geregel-
ten Maßstäbe gelten entsprechend. 

5.3 Die in Anspruch genommene Gesellschaft informiert die andere Partei fort-
während und umfassend über die Inanspruchnahme und teilt ihr, soweit recht-
lich zulässig, alle erhaltenen Informationen unverzüglich mit. 

5.4 Die in Anspruch genommene Gesellschaft und die andere Partei kooperieren 
unter Beachtung ihrer beiderseitigen Interessen bestmöglich, um die Inan-
spruchnahme abzuwehren. Insbesondere wird die in Anspruch genommene 
Gesellschaft die Verteidigung gegen die Inanspruchnahme mit der gebotenen 
Sorgfalt unternehmen. 

5.5 Soweit eine Partei einen Anspruch auf Innenausgleich gemäß Ziff. 5.1, eine 
Gesellschaft des anderen Konzerns aber einen diesbezüglichen Ersatzanspruch 
gegenüber einem Dritten hat, so wird diese Partei diesen Ersatzanspruch auf 
Verlangen der anderen Partei an diese abtreten oder für die Abtretung Sorge 
tragen. Die ausgleichsberechtigte Partei ist verpflichtet, die ausgleichsver-
pflichtete Partei bei der Durchsetzung der nach dieser Vorschrift abgetretenen 
Ansprüche gegen Dritte zu unterstützen. 

5.6 Die in Ziff. 5.1 dieses Vertrages getroffenen Regelungen finden keine Anwen-
dung auf die in Abschnitt VII dieses Vertrages geregelten Steuersachverhalte.  

5.7 Die Parteien sind sich einig, dass die Regelungen dieser Ziff. 5 auch für sämt-
liche Verpflichtungen aus vertraglicher, quasi-vertraglicher, gesetzlicher oder 
durch Common Law oder aus sonstigen Rechtsgründen angeordneter Haftung, 
einschließlich aus oder im Zusammenhang mit den durch die Staatsanwalt-
schaften Hannover und Frankfurt a.M. geführten Verfahren im Zusammen-
hang mit illegalen Abschaltvorrichtungen in Dieselmotoren, Anwendung fin-
den. 
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IV. Anteilsübertragung 

6. Übertragung des Anteils der Continental Automotive France S.A.S. an 
der Vitesco Technologies GmbH 

Die Parteien werden die Beteiligung der CA France in Höhe von 3,56 % an 
der Vitesco Technologies GmbH noch vor dem Vollzugsdatum zum Markt-
wert auf die VT 1. und 2. Beteiligungs KGs übertragen. 

V. Kooperation 

7. Kooperationspflichten 

7.1 Die Parteien werden durch die Vornahme aller notwendigen oder sachdienli-
chen Handlungen darauf hinwirken, dass die Umsetzung der Abspaltung, die 
Vollendung des Carve-Out sowie die anschließende Börsennotierung der 
VT Group AG ermöglicht wird. Soweit nicht anderweitig vereinbart, begrün-
det dies keine Pflichten der Parteien zur finanziellen Leistung bzw. Ausstat-
tung, Übertragung von Vermögensgegenständen oder Stellung von Sicherhei-
ten. 

7.2 Die in dieser Ziff. 7 geregelten Kooperationspflichten stellen einen Mindest-
standard dar; darüber hinausgehende Kooperationspflichten und weitergehen-
de Regelungen über die Hinwirkung auf die (i) Übertragung von Verträgen des 
operativen Geschäfts (z.B. Kundenverträge, Einkaufsverträge) (die Operativen 
Verträge) sowie (ii) Einigung mit Drittparteien von Operativen Verträgen, die 
sowohl von Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns als auch Ge-
sellschaften des Continental-Konzerns genutzt werden (einschließlich Rah-
menverträge z.B. mit Lieferanten, unter denen sowohl Gesellschaften des 
Vitesco Technologies-Konzerns als auch Gesellschaften des Continental-
Konzerns Lieferungen oder Leistungen beziehen oder erbringen) (die Gemein-
samen Operativen Verträge) aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
den jeweils betroffenen Gesellschaften beider Konzerne bleiben bestehen. 

7.3 Sowohl bei den Operativen Verträgen, als auch bei den Gemeinsamen Opera-
tiven Verträgen, werden die Parteien, soweit erforderlich und noch nicht ge-
schehen, gemeinsam darauf hinwirken, dass die Zustimmung von Drittparteien 
zur Übertragung eingeholt wird bzw. eine Einigung mit den Drittparteien er-
zielt wird. Die Parteien sind sich einig, dass Operative Verträge, die aus-
schließlich von Gesellschaften eines Konzerns genutzt werden, auf die Gesell-
schaften dieses Konzerns zu übertragen sind. Bei Gemeinsamen Operativen 
Verträgen sind sich die Parteien einig, dass, soweit rechtlich zulässig, gemein-
sam auf eine Einigung mit den jeweiligen Drittparteien hinzuwirken ist, die es 
allen betroffenen Konzerngesellschaften ermöglicht, die aktuellen Vertragsbe-
dingungen (einschließlich Preise, Mengen und Kapazitäten) für ihre jeweiligen 
Geschäftsbereiche unverändert fortzuführen (sei es durch Teilübertragung oder 
Duplizierung von Gemeinsamen Operativen Verträgen, Neuabschluss getrenn-
ter Verträge oder sonstige Gestaltungen). 

7.4 Soweit und solange nach dem Vollzugsdatum Zustimmungen und Einigungen 
gem. Ziff. 7.3 nicht eingeholt bzw. mit den betreffenden Drittparteien nicht er-
zielt wurden, werden die Parteien gemeinsam dafür Sorge tragen, dass die je-



10 

weilige Gesellschaft des einen Konzerns von der jeweiligen Gesellschaft des 
anderen Konzerns im Innenverhältnis so gestellt wird, als sei der jeweilige 
Operative Vertrag wirksam übertragen bzw. als sei eine Einigung über den je-
weiligen Gemeinsamen Operativen Vertrag mit der betreffenden Drittpartei 
erzielt worden, soweit dies gemäß den Bestimmungen des betroffenen Opera-
tiven Vertrags oder Gemeinsamen Operativen Vertrags statthaft und im Übri-
gen rechtlich zulässig ist. Insbesondere – soweit dies gemäß den Bestimmun-
gen des jeweils betroffenen Operativen Vertrags oder des Gemeinsamen Ope-
rativen Vertrags gestattet ist – wird die Konzerngesellschaft, die der Vertrags-
partner des jeweils betroffenen Operativen Vertrags oder Gemeinsamen Ope-
rativen Vertrags ist, die relevanten Leistungen an die Gesellschaften des ande-
ren Konzerns durchleiten und die relevanten Rechte und Pflichten treuhände-
risch für die Gesellschaften des anderen Konzerns ausüben und erfüllen. Im 
Gegenzug werden die Gesellschaften des anderen Konzerns die Konzernge-
sellschaft, die Vertragspartner des jeweils betroffenen Operativen Vertrags o-
der Gemeinsamen Operativen Vertrags ist, von allen Kosten und Ansprüchen 
und jeglicher Haftung im Zusammenhang mit den relevanten Rechten und 
Pflichten freistellen. Zur Klarstellung: Die vorstehenden Regelungen erfassen 
auch Operative Verträge, die nach dem Carve-Out abgeschlossen und noch 
nicht wirksam gemäß dieser Ziff. 7.4 übertragen worden sind. 

7.5 Soweit bei Gemeinsamen Operativen Verträgen im Rahmen einer Einigung 
Mindestabnahmemengen, Kapazitätszusagen, Haftungshöchstsummen oder 
sonstige übergreifende Regelungen aus den Gemeinsamen Operativen Verträ-
gen zwischen Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns und Gesell-
schaften des Continental-Konzerns aufgeteilt werden müssen, werden sich die 
Parteien, soweit rechtlich zulässig, nach Treu und Glauben unter Berücksichti-
gung der Nutzungsanteile während der 12 (zwölf) Monate vor dem Vollzugs-
datum auf einen Aufteilungsschlüssel einigen. Insbesondere im Hinblick auf 
Kapazitätszusagen richtet sich der Aufteilungsschlüssel nach den Nutzungsan-
teilen der Konzerngesellschaften der Parteien, die bei Vereinbarung der Kapa-
zitäten mit den Drittparteien der Gemeinsamen Operativen Verträgen (insbe-
sondere mit Zulieferern) zu Grunde gelegt wurden. Die rechtliche, insbesonde-
re auch die kartellrechtliche, Zulässigkeit des Vorgehens werden die Parteien 
fortlaufend und einzelfallbezogen prüfen. 

7.6 Im Continental-Konzern sind Regelungen zum Umgang mit Lieferengpässen 
entwickelt worden, die festlegen, wie bei mangelnder Verfügbarkeit von 
Komponenten die gleichmäßige Belieferung der jeweiligen Kunden sicherge-
stellt werden kann (die fair share-Regeln). Die fair share-Regeln legen fest, 
wie die Komponenten auf die einzelnen Produktionsstätten der Gesellschaften 
beider Konzerne aufgeteilt werden. Für die Belieferung mit Halbleitern gilt, 
dass sich die Parteien über eine Aufteilung der Lieferzusagen der einzelnen 
Lieferanten von Halbleitern jeweils für das (i) 3. Quartal des Jahres 2021 und 
(ii) 4. Quartal des Jahres 2021 auf die Bedarfe beider Konzerne nach Maßgabe 
der fair share-Regeln bis zum 30. April 2021, spätestens jedoch bis zum 30. 
Juni 2021, einigen werden. Aus dieser Einigung resultiert für jeden Lieferan-
ten ein Mengengerüst für die Belieferung des Continental-Konzerns (das Con-
tinental-Mengengerüst) und des Vitesco Technologies-Konzern (das VT-
Mengengerüst und, zusammen mit dem Continental-Mengengerüst, die Men-
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gengerüste) mit Halbleitern des jeweiligen Lieferanten. Für das 3. und das 4. 
Quartal des Jahres 2021 erfolgt diese Einigung auf die Mengengerüste auf Ba-
sis der Kundenabrufe zum 13. November 2020. Sobald für einen Lieferanten 
eine Einigung auf die Mengengerüste erfolgt ist, werden die Parteien jeweils 
unverzüglich auf diesen vor dem Vollzugsdatum gemeinsam hinwirken, um 
eine Belieferung nach Maßgabe der Mengengerüste zu erreichen. Sollten sich 
die Lieferzusagen eines Lieferanten verändern, so verändern sich die Mengen-
gerüste im entsprechenden Umfang (Beispiel zur Erläuterung: Erhöht ein Lie-
ferant seine Lieferzusagen um 10 %, so erhöhen sich das Continental-
Mengengerüst und das VT-Mengengerüst ebenfalls jeweils um 10 %). In die-
sem Fall werden die Parteien gemeinsam auf den Lieferanten hinwirken, um 
eine Belieferung beider Konzerne nach Maßgabe der veränderten Mengenge-
rüste zu erreichen. Die Parteien werden ihre Bedarfe an Halbleitern für das 
Jahr 2022 vor dem Vollzugsdatum bei den jeweiligen Lieferanten anfragen 
und sich, soweit rechtlich zulässig und tatsächlich erforderlich, vor dem Voll-
zugsdatum mit den Lieferanten dazu abstimmen, wie die Bedarfe beider Kon-
zerne bestmöglich gedeckt werden können. 

7.7 Ansprüche aus Ziff. 7.3, Ziff. 7.4, Ziff. 7.5 und Ziff. 7.6 verjähren mit Ablauf 
des 31. Dezember 2022. 

7.8 Die Parteien vereinbaren, die fair share-Regeln bis zum Vollzugsdatum, aber 
in keinem Fall länger als bis zum 30. September 2021, anzuwenden. Die Rege-
lung dieser Ziff. 7.8 gilt insbesondere für die Belieferung der Parteien mit 
Halbleitern. 

7.9 Soweit sich eine Konzerngesellschaft nach dem Vollzugsdatum – insbesonde-
re vor dem Hintergrund der gemeinsamen Nutzung der Infrastruktur des Con-
tinental-Konzerns – Sachverhalten gegenübersieht, deren sachgerechte Be-
handlung aufgrund besonderer Erfordernisse aus der gemeinsamen Zugehörig-
keit zum Continental-Konzern in der Zeit vor dem Vollzugsdatum die Mitwir-
kung einer Gesellschaft des anderen Konzerns erfordert, so ist diese Gesell-
schaft des anderen Konzerns, soweit rechtlich zulässig, zur entsprechenden 
Mitwirkung verpflichtet. Jede Partei trägt ihre aus dieser Mitwirkung erwach-
senden Kosten selbst. Insbesondere wird die VT Group AG nach dem Voll-
zugsdatum dafür Sorge tragen, dass die Gesellschaften des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns der Continental AG die Finanzdaten zur Verfügung stellen, die 
die Continental AG zur Erfüllung ihrer Pflichten zur Finanzberichterstattung 
für den Zeitraum bis zum Vollzugsdatum benötigt. Die Parteien gehen davon 
aus, dass besondere Erfordernisse im Sinne dieser Ziff. 7.9 im Verlauf von 18 
Monaten ab dem Vollzugsdatum bemerkt und geltend gemacht werden. 

7.10 Beabsichtigt eine Konzerngesellschaft nach dem Vollzugsdatum ein Unter-
nehmen oder einen Unternehmensteil an Dritte zu veräußern (etwa durch Ver-
äußerung einer Beteiligung an einer oder mehrerer Konzerngesellschaften oder 
durch Veräußerung der diesem Unternehmensteil zuzuordnenden Vermögens-
gegenstände und Übertragung der diesem Unternehmensteil zuzuordnenden 
vertraglichen Bindungen) und ist hierfür aufgrund der früheren gemeinsamen 
Zugehörigkeit zum Continental-Konzern oder aufgrund der auch nach dem 
Vollzugsdatum fortbestehenden vertraglichen Bindungen zwischen Gesell-
schaften beider Konzerne die Mitwirkung von Gesellschaften des anderen 
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Konzerns erforderlich oder sachdienlich, bemüht sich die Konzernobergesell-
schaft des anderen Konzerns unter Beachtung ihrer eigenen Interessen darum, 
dass ihre Konzerngesellschaften die aus rechtlicher Sicht zwingend erforderli-
chen Mitwirkungshandlungen vornehmen, soweit dies den betroffenen Gesell-
schaften des Konzerns zumutbar und gesetzlich zulässig ist. Dies begründet 
keine Pflicht, der Übertragung von Verträgen auf Dritte zuzustimmen. Eine 
Mitwirkungshandlung darf nicht aus unlauteren Gründen verweigert werden. 
Die veräußerungswillige Gesellschaft hat der Konzernobergesellschaft des an-
deren Konzerns und/oder deren Konzerngesellschaft(en) alle mit der Mitwir-
kung verbundenen Kosten zu erstatten und Nachteile (etwa durch eine vorzei-
tige Beendigung einer Auftragsfertigung) auszugleichen. 

7.11 Bei behördlichen Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten, die (i) mit einer oder 
gegen eine Gesellschaft des einen Konzerns geführt werden und (ii) (auch) ei-
ne Gesellschaft oder das Geschäft des jeweils anderen Konzerns betreffen und 
(iii) sich (zumindest auch) auf den Zeitraum vor dem Vollzugsdatum beziehen, 
werden sich die Parteien, soweit erforderlich und rechtlich zulässig, gegensei-
tig unterstützen und, soweit jeweils notwendig oder zweckdienlich, 

(a) die Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen, die 
zur (i) Erfüllung behördlicher oder gerichtlicher Anforderun-
gen, (ii) Erlangung von Genehmigungen, (iii) Erbringung von 
Nachweisen, (iv) Verteidigung und Verfahrensbeendigung ge-
genüber Behörden oder Gerichten und (v) zur vollständigen 
Aufklärung des untersuchten Sachverhalts erforderlich oder 
zweckdienlich sind,  

(b) Zugang zu den Mitarbeitern (einschließlich Protokollen von 
etwaigen Mitarbeiterbefragungen, die den relevanten Sachver-
halt betreffen) des jeweils anderen Konzerns gewähren, soweit 
sichergestellt ist, dass sich mögliche Befragungen auf die Tä-
tigkeit als Mitarbeiter einer Gesellschaft des jeweils anderen 
Konzerns beschränken, sowie 

(c) der nicht an dem Verfahren oder der Rechtsstreitigkeit unmit-
telbar beteiligten Partei und deren Rechtsanwälten nach einem 
von dieser Partei übermittelten, konkreten Verlangen (i) diese 
Partei über den Stand des Verfahrens oder der Rechtsstreitig-
keit informieren, (ii) dieser Partei Informationen und Unterla-
gen aus oder im Zusammenhang mit dem Verfahren oder 
Rechtsstreitigkeit zur Verfügung stellen oder Einsicht in Unter-
lagen gewähren, (iii) dieser Partei im angemessenen Rahmen 
unmittelbaren Kontakt zu den verfahrens- oder prozessführen-
den Rechtsanwälten ermöglichen und diese von der Verschwie-
genheitspflicht gegenüber der jeweils anderen Partei und deren 
Rechtsanwälten befreien sowie (iv) auf eine Beteiligung dieser 
Partei oder ihrer Rechtsanwälte an dem Verfahren oder der 
Rechtsstreitigkeit hinwirken, soweit diese Partei eine Beteili-
gung an dem Verfahren oder der Rechtsstreitigkeit verlangt.  
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Jede Partei wird die jeweils andere Partei zum Umgang und der weiteren Vor-
gehensweise sowie, soweit jeweils vorhanden, zu Optionen zur Beendigung 
solcher behördlichen Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten konsultieren und die 
Interessen des jeweils anderen Konzerns sowie den Umfang eines ggf. beste-
henden Innenausgleichsanspruch gem. Ziff. 5 in ihre Entscheidung einbezie-
hen. Dabei werden die Parteien, soweit rechtlich zulässig, versuchen Einver-
nehmen herzustellen, ob und ggf. wie das jeweilige Verfahren oder die jewei-
lige Rechtsstreitigkeit unter bestmöglicher Beachtung der Interessen beider 
Parteien beendet werden kann. Sollten die Parteien kein Einvernehmen her-
stellen können, gelten jedenfalls bei einer vollständigen Innenausgleichspflicht 
gem. Ziff. 5 die Regelungen in Ziff. 7.12(a) Satz 1 und in Ziff. 7.12(b) ent-
sprechend, wobei die Ausgleichsbegrenzung gem. Ziff. 7.12(a) Satz 2 hinge-
gen keine Anwendung findet; stattdessen besteht die Ausgleichspflicht in Hö-
he des Betrages (und ist auf diesen begrenzt), der bei einer von der nicht un-
mittelbar verfahrens-/prozessbeteiligten Partei gewünschten, vorzeitigen Ver-
fahrens/-Prozessbeendigung zu zahlen wäre. Für den Fall, dass eine Partei kei-
ne vollständige Innenausgleichspflicht gem. Ziff. 5 trifft, werden die Parteien 
im Einzelfall darauf hinwirken, Einvernehmen über die Nutzung einer ggf. be-
stehenden Option zur Verfahrens-/Prozessbeendigung herzustellen. Das Recht 
der unmittelbar verfahrens-/prozessbeteiligten Partei zur Vornahme sämtlicher 
Verfahrens- und Prozesshandlungen bleibt unberührt; die jeweils andere Partei 
hat keinen Anspruch auf die Vornahme oder Unterlassung von Verfahrens- 
oder Prozesshandlungen. 

7.12 Hinsichtlich der derzeit durch die Staatsanwaltschaften Hannover und Frank-
furt a.M. geführten Verfahren im Zusammenhang mit illegalen Abschaltvor-
richtungen in Dieselmotoren werden die Parteien eine separate Vereinbarung 
abschließen, in der die in Ziff. 7.11 beschriebenen Grundsätze konkretisiert 
werden. Außerdem werden die Parteien, abweichend von Ziff. 7.11, nach 
Maßgabe dieser separaten Vereinbarung, soweit rechtlich zulässig, versuchen 
Einvernehmen herzustellen, ob und ggf. wie das jeweilige Verfahren unter 
bestmöglicher Beachtung der Interessen beider Parteien beendet werden kann. 
Sollten die Parteien kein Einvernehmen herstellen können, finden die folgen-
den Regelungen hinsichtlich der in Ziff. 7.12 Satz 1 genannten Verfahren An-
wendung: 

(a) Möchte die unmittelbar verfahrensbeteiligte Partei ein Verfah-
ren fortführen und hat die jeweils andere Partei der unmittelbar 
verfahrensbeteiligten Partei schriftlich mitgeteilt, eine beste-
hende Option zur Verfahrensbeendigung nutzen zu wollen, darf 
die unmittelbar verfahrensbeteiligte Partei das jeweilige Ver-
fahren dennoch fortführen. In diesem Fall ist ein etwaiger gem. 
Ziff. 5 bestehender Innenausgleichsanspruch der unmittelbar 
verfahrensbeteiligten Partei gegen die jeweils andere Partei auf 
den Betrag begrenzt, den diese bei der Nutzung der bestehen-
den Option zur Verfahrensbeendigung bis zu diesem Zeitpunkt 
hätte tragen müssen. 

(b) Möchte die unmittelbar verfahrensbeteiligte Partei eine beste-
hende Option zur Verfahrensbeendigung nutzen, die jeweils 
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andere Partei das jeweilige Verfahren allerdings fortführen, so 
ist die unmittelbar verfahrensbeteiligte Partei zur Fortführung 
des Verfahrens verpflichtet, wenn die jeweils andere Partei eine 
begründete Stellungnahme einer namhaften Rechtsanwaltssozi-
etät vorlegt, wonach die Fortführung des Verfahrens mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit zu einer geringeren monetären 
Belastung als die Nutzung der bestehenden Option zur Verfah-
rensbeendigung führen wird. 

Alle übrigen Regelungen der Ziff. 7.11 finden vorbehaltlich der separaten 
Vereinbarung gem. Ziff. 7.12 Satz 1 Anwendung. 

7.13 Bei behördlichen Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten, die, jeweils bei einer 
Betrachtung der jeweiligen Umsätze, ausschließlich oder überwiegend Gesell-
schaften oder das Geschäft des Vitesco Technologies-Konzerns betreffen, je-
doch nach dem Vollzugsdatum weiterhin mit einer oder gegen eine Gesell-
schaft des Continental-Konzerns geführt werden, werden die Parteien gemein-
sam, soweit rechtlich zulässig, auf einen Parteiwechsel und eine Verfahrens-
übernahme durch eine Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns hin-
wirken.  

7.14 Bei (Compliance-)Untersuchungen und internen Revisionen, die eine Gesell-
schaft oder das Geschäft des jeweils anderen Konzerns betreffen und sich 
(zumindest auch) auf den Zeitraum vor dem Vollzugsdatum beziehen, werden 
sich die Parteien, soweit erforderlich und rechtlich zulässig, gegenseitig unter-
stützen und sich, soweit jeweils notwendig oder zweckdienlich, 

(a) die Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen, die 
zur (i) Erfüllung behördlicher oder gerichtlicher Anforderun-
gen, (ii) Erlangung von Genehmigungen, (iii) Erbringung von 
Nachweisen, (iv) Verteidigung und Verfahrensbeendigung ge-
genüber Behörden oder Gerichten und (v) zur vollständigen 
Aufklärung des untersuchten Sachverhalts erforderlich oder 
zweckdienlich sind, sowie 

(b) Zugang zu den Mitarbeitern (einschließlich Protokollen von 
etwaigen Mitarbeiterbefragungen, die den relevanten Sachver-
halt betreffen) des jeweils anderen Konzerns, soweit sicherge-
stellt ist, dass sich mögliche Befragungen auf die Tätigkeit als 
Mitarbeiter einer Gesellschaft des jeweils anderen Konzerns 
beschränken, gewähren. 

7.15 Die Parteien sind sich einig, dass bis zum Vollzugsdatum und über das Voll-
zugsdatum hinaus noch externe Aufwendungen u.a. zur Trennung gemeinsa-
mer Systeme, insbesondere im Bereich IT, Finance, HR und Qualität, notwen-
dig sind, die bei der Continental AG, den Gesellschaften des Continental-
Konzerns, der VT Group AG und den Gesellschaften des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns anfallen werden (zusammen die Trennungsaufwendungen). 
Trennungsaufwendungen, die bis zum Vollzugsdatum anfallen, werden die 
Parteien nach Maßgabe einer separaten Vereinbarung unter Berücksichtigung 
der bislang im Continental-Konzern geübten Praxis untereinander aufteilen. 
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Trennungsaufwendungen, die nach dem Vollzugsdatum anfallen, tragen die 
Partei bzw. deren jeweilige Konzerngesellschaften selbst. 

8. Informationsrechte 

8.1 Die Parteien sind sich einig, dass der VT Group AG ab Wirksamkeit dieses 
Vertrags Informations- und Einsichtsrechte gegenüber den VT 1. und 2. Betei-
ligungs KGs gleich einem Kommanditisten dort zustehen sollen. Diese Infor-
mations- und Einsichtsrechte können auf Basis der von der Continental AG an 
die VT Group AG erteilten Vollmacht (Anlage 6.3 zum Spaltungsvertrag) ge-
genüber den VT 1. und 2. Beteiligungs KGs geltend gemacht werden. 

8.2 Die Parteien sind sich einig, dass die Informationsanfragen der einen Partei die 
Informationsrechte der anderen Partei nicht tatsächlich ausschließen dürfen. 
Entsprechend werden sich die Parteien bei erhöhtem Informationsbedarf hin-
sichtlich zu stellender Informationsanfragen an die VT 1. und 2. Beteiligungs 
KGs abstimmen. 

9. Übergabe von Unterlagen und Migration von Daten 

9.1 Jede Partei übergibt der anderen Partei, soweit rechtlich zulässig, – unbescha-
det des Rechts, im Rahmen des rechtlich Zulässigen Kopien zu erstellen und 
zurückzubehalten – innerhalb einer angemessenen Frist sämtliche Unterlagen 
wie Urkunden, Dokumente, in verkörperter oder elektronischer Form und 
sonstigen Informationen in verkörperter oder elektronischer Form (Unterla-
gen), die vor dem Wirksamwerden der Abspaltung generiert wurden (Histori-
sche Unterlagen), soweit sie ausschließlich der jeweils anderen Partei oder 
dem jeweils anderen Konzern zuzuordnen sind. Satz 1 dieser Ziff. 9.1 findet 
auf Daten entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass, soweit rechtlich 
zulässig, anstelle der Übergabepflicht die Pflicht zur Migration der Daten be-
steht, die vor dem Wirksamwerden der Abspaltung generiert wurden (Histori-
sche Daten). Jede Partei trägt dafür Sorge, dass die Gesellschaften ihres jewei-
ligen Konzerns sich ebenfalls entsprechend verhalten. 

9.2 Jede Partei kann von der anderen Partei verlangen, sämtliche Unterlagen und 
sämtliche Daten, soweit sie jeweils ausschließlich der jeweils anderen Partei 
oder dem jeweils anderen Konzern zuzuordnen sind, selbst und auf eigene 
Kosten aufzubewahren. Bietet eine Partei die Unterlagen oder Daten zur Ab-
holung oder Übertragung der anderen Partei an und wird dieses Angebot nicht 
innerhalb von sechs (6) Monaten angenommen oder die Unterlagen und Daten 
nicht innerhalb dieser Frist abgeholt und übertragen, ist die erstgenannte Partei 
von der Aufbewahrungspflicht befreit. 

9.3 Die in dieser Ziff. 9 geregelten Pflichten stellen einen Mindeststandard dar; 
soweit in vertraglichen Vereinbarungen zwischen den jeweils betroffenen Ge-
sellschaften beider Konzerne darüber hinausgehende Pflichten oder weiterge-
hende Regelungen enthalten sind, bleiben diese bestehen. 

10. Einsichtnahmerechte, Datenzugriff und Aufbewahrungsfristen 

10.1 Jede Partei hat der anderen Partei auf Verlangen und gegen Erstattung der an-
fallenden Kosten zu den üblichen Bürozeiten und mit angemessener Voran-
meldung, soweit rechtlich zulässig, Einblick in von ihr verwahrte Historische 
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Unterlagen und Zugriff auf von ihr verwahrte Historische Daten zu gewähren 
sowie die Herstellung von Kopien hiervon zu gestatten, soweit hierfür ein be-
rechtigtes Interesse besteht und dargelegt wird. Jede Partei trägt dafür Sorge, 
dass die Gesellschaften ihres jeweiligen Konzerns sich ebenfalls entsprechend 
verhalten. 

10.2 Ein berechtigtes Interesse der jeweils anderen Partei besteht stets, wenn die 
einzusehenden Unterlagen von der verwahrenden Partei gemäß nachfolgender 
Ziff. 10.3 (zumindest auch) für die jeweils andere Partei aufbewahrt werden 
und im Übrigen jedenfalls dann, wenn die entsprechenden Unterlagen erfor-
derlich sind zur Geltendmachung übertragener Rechte bzw. zur Erfüllung 
übertragener Pflichten oder um gesetzlichen oder behördlich oder gerichtlich 
auferlegten Berichts- und Informationspflichten nachzukommen oder für An-
meldeverfahren (z.B. Fusionskontrolle) oder sonstige behördliche oder ge-
richtliche sowie schiedsgerichtliche Verfahren (mit Ausnahme von gerichtli-
chen oder schiedsgerichtlichen Verfahren gegen die Partei oder eine ihrer 
Konzerngesellschaften, welche die Einsicht in Unterlagen oder den Zugriff auf 
Daten gewähren soll). 

10.3 Eine Partei kann aufgrund eines berechtigten Interesses von der anderen Partei 
schriftlich die Aufbewahrung von Unterlagen und Daten durch Gesellschaften 
des Konzerns der anderen Partei auch nach Ablauf der gesetzlichen Aufbe-
wahrungsfristen verlangen. Sie hat dann die Kosten für die weitere Aufbewah-
rung zu tragen, soweit sie nicht ein eigenes berechtigtes Interesse der aufbe-
wahrenden Gesellschaft an der weiteren Aufbewahrung nachweist. Dies gilt 
nicht für Unterlagen und Daten, die aufgrund von rechtlichen Vorgaben (ins-
besondere des Datenschutzrechts) zwingend nach Ablauf der gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten zu vernichten sind. Die andere Partei ist von der 
Aufbewahrungspflicht befreit, wenn sie die Unterlagen oder Daten zur Abho-
lung oder Übertragung anbietet und dieses Angebot nicht innerhalb von sechs 
(6) Monaten angenommen wird oder die Unterlagen und Daten nicht innerhalb 
dieser Frist abgeholt und übertragen werden. 

10.4 Die in dieser Ziff. 10 geregelten Pflichten stellen einen Mindeststandard dar; 
soweit in vertraglichen Vereinbarungen zwischen den jeweils betroffenen Ge-
sellschaften beider Konzerne darüber hinausgehende Pflichten oder weiterge-
hende Regelungen enthalten sind, bleiben diese bestehen. 

VI. Wesentliche Verträge zwischen den Konzernen 

11. Auftragsfertigung und Dienstleistungen 

11.1 Die Parteien werden einen Rahmenvertrag über die gegenseitige Auftragsfer-
tigung in gemischt genutzten Produktionsstätten (Framework Contract Manu-
facturing Agreement) abschließen, der zum 1. Juli 2021 in Kraft treten wird. 

11.2 Die Parteien werden einen Rahmenvertrag über gegenseitige Forschungs- und 
Entwicklungsleistungen und verwandte Dienst- und Werkleistungen (Frame-
work Research and Development Agreement) abschließen. 

11.3 Die Continental AG erkennt an, dass Gesellschaften des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns derzeit Vorleistungen der Elektrobit Automotive GmbH nutzen, 
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um Verpflichtungen aus Kundenverträgen zu erfüllen. Die Parteien werden ei-
nen fremdüblichen Vertrag unter Wahrung ihrer Interessen aushandeln und ab-
schließen, um sicherzustellen, dass die Gesellschaften des Vitesco Technolo-
gies-Konzerns auch nach der Abspaltung ihren Kundenverpflichtungen nach-
kommen können. 

VII. Steuern 

12. Steuern aus der Abspaltung 

12.1 Verkehrsteuern (einschließlich Grunderwerbsteuer), die durch die Abspaltung 
des Abzuspaltenden Vermögens entstehen, tragen die Continental AG und die 
VT Group AG jeweils zur Hälfte. Beide Parteien stellen im Innenverhältnis 
die jeweils andere Partei (oder nach Wahl der den Anspruch geltend machen-
den Partei die betreffende Gesellschaft des Continental-Konzerns bzw. Gesell-
schaft des Vitesco Technologies-Konzerns) von etwaigen bei der jeweils ande-
ren Partei oder Gesellschaft des Continental-Konzerns bzw. Gesellschaft des 
Vitesco Technologies-Konzerns angefallenen Verkehrsteuern frei, soweit die-
se Verkehrsteuern den nach vorstehendem Satz 1 von der den Anspruch gel-
tend machenden Partei zu tragenden Teil der Verkehrsteuern übersteigen.  

12.2 Alle anderen Steuern, die durch die Abspaltung des Abzuspaltenden Vermö-
gens entstehen, trägt die Partei oder andere Gesellschaft des Continental-
Konzerns bzw. Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns, die nach 
Maßgabe der Steuergesetze Steuerschuldner ist oder die Steuern aufgrund ei-
ner anderen vertraglichen Regelung zu tragen hat. 

13. Auskehr von Gegeneffekten 

13.1 Soweit (i) die Gesellschaften des Continental-Konzerns aufgrund Gesetzes 
oder vertraglicher Vereinbarung Steuern tragen, die durch und im Zusammen-
hang mit dem Carve-Out entstanden sind und entstehen (Separierungssteu-
ern), (ii) solche Separierungssteuern (insbesondere infolge einer Betriebsprü-
fung) höher oder niedriger festgesetzt werden als zunächst erklärt (diese höhe-
re bzw. niedrigere Festsetzung der Separierungssteuern also insbesondere auch 
verfahrensrechtlich noch zulässig ist) und (iii) es durch die höhere Festsetzung 
bei einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns (oder bei einer mit 
einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns steuerkonsolidierten 
Gesellschaft) zu potentiell steuermindernden Gegeneffekten (z.B. durch höhe-
re steuerliche Abschreibungen) kommt oder es durch die niedrigere Festset-
zung bei einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns (oder bei einer 
mit einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns steuerkonsolidier-
ten Gesellschaft) zu potentiell steuererhöhenden Gegeneffekten (z.B. durch 
niedrigere steuerliche Abschreibungen) kommt (diese potentiell steuermin-
dernden oder potentiell steuererhöhenden Gegeneffekte also insbesondere bei 
der betreffenden Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns bzw. der 
mit ihr steuerkonsolidierten Gesellschaft verfahrensrechtlich noch berücksich-
tigt werden können), zahlt im Fall der höheren Festsetzung die VT Group AG 
an die Continental AG oder im Fall der niedrigeren Festsetzung die Continen-
tal AG an die VT Group AG den Barwert dieser Gegeneffekte unter Berück-
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sichtigung des Pauschalabgeltungsprinzips gemäß Ziff. 13.3 (Gegeneffektan-
spruch). 

13.2 Ein Gegeneffektanspruch ist ausgeschlossen, wenn und soweit die Continental 
AG oder eine andere Gesellschaft des Continental-Konzerns von einer dritten 
Partei von der entsprechenden Separierungssteuer freigestellt oder anderweitig 
für diese Steuer kompensiert wird. 

13.3 Der Barwert der Gegeneffekte ermittelt sich auf den Zeitpunkt der Entstehung 
des Gegeneffektanspruchs 

13.3.1 bei unterstellter gleichmäßiger Verteilung der Gegeneffekte auf  

(a) acht (8) Jahre bei Sachanlagevermögen und immateriellem An-
lagevermögen (mit Ausnahme eines nicht planmäßig ab-
schreibbaren Firmenwertes),  

(b) ein (1) Jahr bei Umlaufvermögen,  

(c) vierzehn (14) Jahre bei Pensionsrückstellungen und  

(d) ein (1) Jahr bei anderen Passiva; 

ein nicht planmäßig abschreibbarer Firmenwert sowie Finanzanlage-
vermögen werden mit einem Barwert von null (0) Euro angesetzt; 

13.3.2 unter der unwiderleglichen Annahme, dass die betreffende Gesellschaft 
des Vitesco Technologies-Konzerns (oder mit ihr steuerkonsolidierte 
Gesellschaft) bzw. Gesellschaft des Continental-Konzerns (oder mit ihr 
steuerkonsolidierte Gesellschaft) ausreichend steuerpflichtigen Gewinn 
zur Verrechnung mit den Gegeneffekten erzielt;  

13.3.3 unter Zugrundelegung der im Jahr der Entstehung des Gegeneffektan-
spruchs geltenden Steuersätze und unter Anwendung eines Abzin-
sungsfaktors von 6 % p.a. 

(das Pauschalabgeltungsprinzip). 

13.4 Sobald der Continental AG oder der VT Group AG Umstände, die zu einem 
Gegeneffektanspruch führen können, bekannt werden oder im Rahmen einer 
angemessenen Konzernorganisation hätten bekannt werden müssen, wird die 
Continental AG bzw. die VT Group AG die andere Partei hierüber binnen 
zwanzig (20) Bankarbeitstagen schriftlich unterrichten und die Continental 
AG und die VT Group AG werden nach Maßgabe von Ziff. 14.2 miteinander 
kooperieren. 

13.5 Wenn und soweit die Gegeneffekte aus der Veränderung eines Kaufpreises für 
eine Sachgesamtheit oder des für die Übertragung einer solchen Sachgesamt-
heit anderweitig anzusetzenden Wertes resultieren, werden sich die Continen-
tal AG und die VT Group AG über die Verteilung des Kaufpreises oder an-
derweitigen Wertes auf die einzelnen übertragenen Wirtschaftsgüter mit dem 
Ziel verständigen, dass diese Verteilung von den Steuerbehörden anerkannt 
wird. Sofern eine solche Verständigung nicht gelingt, eine Partei dies verlangt 
oder ein Gutachten gegenüber den Steuerbehörden erforderlich ist, entscheidet 
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ein von der Continental AG und der VT Group AG gemeinsam bestimmter 
Gutachter einer international anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
dessen Kosten die Continental AG und die VT Group AG jeweils zur Hälfte 
tragen. Können sich Continental AG und die VT Group AG nicht auf einen 
Gutachter einigen, erfolgt die Auswahl des Gutachters durch den Vorstand des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) auf Verlangen bei-
der oder einer dieser Parteien. 

13.6 Ein Gegeneffektanspruch kann erst geltend gemacht werden, wenn die Gegen-
effekte bei den jeweiligen Gesellschaften des Continental-Konzerns bzw. Ge-
sellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns potentiell in Summe zu einer 
Reduzierung oder Erhöhung der Bemessungsgrundlage der betreffenden Steu-
er von einer (1) Million Euro oder mehr führen können. In diesem Fall kann 
der Anspruch in der vollen Höhe geltend gemacht werden (Freigrenze). Diese 
Freigrenze gilt separat für jede Jurisdiktion, in der die entsprechende(n) Ge-
sellschaft(en) des Continental-Konzerns bzw. Gesellschaft(en) des Vitesco 
Technologies-Konzerns steuerlich ansässig sind. 

13.7 Ein Gegeneffektanspruch wird zwanzig (20) Bankarbeitstage, nachdem die 
jeweilige Partei den Gegeneffektanspruch gegenüber der anderen Partei 
schriftlich geltend gemacht hat, fällig. 

13.8 Diese Ziff. 13 gilt entsprechend zugunsten der VT Group AG, soweit Gesell-
schaften des Vitesco Technologies-Konzerns Separierungssteuern tragen (z.B. 
im Fall einer Übertragung von Wirtschaftsgütern durch eine Gesellschaft des 
Vitesco Technologies-Konzerns an eine Gesellschaft des Continental-
Konzerns im Rahmen des Carve-Out (sog. „Reverse Carve Out“), wenn und 
soweit die übertragende Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns oder 
eine andere Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns die aus diesem 
Reverse Carve Out resultierende Steuer trägt). 

14. Zusammenarbeit in Steuersachen 

14.1 Unter Beachtung der nachfolgenden Kooperationspflichten nach Ziff. 14.2 
bis 14.4 liegt die Verantwortung für die Einhaltung der steuerverfahrensrecht-
lichen Pflichten der Gesellschaften des Vitesco Technologies-Konzerns ab 
dem Vollzugsdatum bei der VT Group AG bzw. den Gesellschaften des 
Vitesco Technologies-Konzerns. 

14.2 Die Parteien werden in Steuerbelangen, aus denen eine Verpflichtung einer 
Partei nach Abschnitt VII (Steuern) oder aus einem im Rahmen des Carve-Out 
geschlossenen Vertrag zwischen einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-
Konzerns und einer Gesellschaft des Continental-Konzerns (Separierungsver-
trag) resultieren kann (Relevante Steuerangelegenheiten), darauf hinwirken, 
die steuerliche Belastung für jede Partei sowie die übrigen Konzerngesell-
schaften im gesetzlichen Rahmen möglichst gering zu halten bzw. eine Erstat-
tung von Steuern zu erlangen, wobei auch die nachteilige Veränderung von 
Verlusten, Verlustvorträgen oder vergleichbaren Positionen als steuerliche Be-
lastung anzusehen ist; sie stellen auch sicher, soweit gesetzlich zulässig, dass 
sich die Konzerngesellschaften an diesem Hinwirken beteiligen. 
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14.3 Die Zusammenarbeit in Relevanten Steuerangelegenheiten, soweit sich diese 
auf Steuern einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns beziehen, 
die eine Gesellschaft des Continental-Konzerns unter einem Separierungsver-
trag zu tragen hat (Vorseparierungsteuern und sich auf Vorseparierungsteuern 
beziehende Relevante Steuerangelegenheiten Vorseparierungsteuerangele-
genheiten), umfasst insbesondere folgende Pflichten: 

14.3.1 Soweit sich eine Steuererklärung (einschließlich deren Änderung) einer 
Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns auf eine Vorseparie-
rungsteuer bezieht, stellt die VT Group AG sicher, dass der Entwurf 
einer solchen Steuererklärung der Continental AG spätestens vierzig 
(40) Bankarbeitstage vor Ablauf der Frist zur Einreichung zur Über-
prüfung vorgelegt wird. Die Continental AG teilt der VT Group AG 
innerhalb von zwanzig (20) Bankarbeitstagen mit, ob sie mit der Erklä-
rung einverstanden ist oder Änderungswünsche hat; andernfalls gilt ih-
re Zustimmung als erteilt. Die VT Group AG steht dafür ein, dass die 
Steuererklärung nur mit Zustimmung der Continental AG eingereicht 
wird. Sollten die beiden Parteien keine Einigkeit über den Inhalt der 
Steuererklärung erzielen können, entscheidet die Continental AG im 
Rahmen des gesetzlich Zulässigen. 

14.3.2 Die VT Group AG stellt sicher, dass der Continental AG in einer Vors-
eparierungsteuerangelegenheit innerhalb von sieben (7) Bankarbeitsta-
gen nach Zugang bei einer Gesellschaft des Vitesco Technologies-
Konzerns Kopien sämtlicher Steuerbescheide, Steuerfestsetzungen, 
Schriftsätze der Steuerbehörde im Zusammenhang mit Außenprüfun-
gen (Prüfungsanordnungen, Prüferanfragen, vorläufige und endgültige 
Prüfungsfeststellungen, vorläufige und endgültige Prüfungsberichte) 
und Schriftsätze der Behörde und ggf. des zuständigen Gerichts in 
sonstigen steuerlichen Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren (Vorsepa-
rierungsteuerverfahren) zugeleitet werden.  

14.3.3 Die VT Group AG wird in Bezug auf Vorseparierungsteuerverfahren 
dafür Sorge tragen und einstehen, dass (i) die Continental AG und/oder 
deren zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Berater die Gelegen-
heit erhalten, an dem Vorseparierungsteuerverfahren teilzunehmen, 
(ii) auf Anforderung der Continental AG jede Steuerfestsetzung oder 
andere Entscheidung einer Steuerbehörde oder Entscheidung eines Ge-
richts angefochten bzw. Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe eingelegt 
werden, und (iii) die schriftlichen Weisungen der Continental AG in 
Bezug auf die Durchführung des Vorseparierungsteuerverfahrens be-
folgt werden, es sei denn, die Weisungen widersprechen geltendem 
Recht. Die Continental AG trägt ihre internen und externen Kosten 
sowie die Kosten etwaiger Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, soweit die-
se auf ihre Anforderung eingelegt werden; die VT Group AG trägt ihre 
internen Kosten und die Kosten etwaiger eigener Berater selbst. 

14.4 Die Continental AG und VT Group AG werden etwaige infolge der Abspal-
tung abzugebende Anzeigen nach § 19 Grunderwerbsteuergesetz im gegensei-
tigen Einvernehmen einreichen. Die Continental AG wird der VT Group AG 
binnen fünf (5) Bankarbeitstagen nach dem Vollzugsdatum einen entspre-
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chenden Entwurf einer Grunderwerbsteueranzeige zusenden, über den sich die 
beiden Parteien sodann abstimmen werden. 

15. Verjährung 

Ansprüche nach diesem Abschnitt VII (Steuern) verjähren nach Ablauf von 
sechs (6) Monaten, nachdem und soweit die jeweils zugrunde liegenden Steu-
erfestsetzung formell und materiell bestandskräftig geworden ist, jedoch (i) 
nicht vor Ablauf von sechs (6) Monaten nach Vollzugsdatum und (ii) nicht vor 
Ablauf von sechs (6) Monaten, nachdem der jeweilige Anspruch durchsetzbar 
und bekannt ist (also insbesondere etwaige Freigrenzen oder Freibeträge nach 
diesem Vertrag oder anderen Verträgen überschritten sind). 

16. Allgemeine Regeln 

16.1 Gegeneffektansprüche werden auf Pro-Rata-Basis entsprechend der durchge-
rechneten Beteiligungsquote der VT Group AG bzw. der Continental AG an 
der relevanten Gesellschaft des Vitesco Technologies-Konzerns bzw. Gesell-
schaft des Continental-Konzerns am Vollzugsdatum berechnet. 

16.2 Soweit dieser Abschnitt VII (Steuern) Regelungen für Steuern und steuerliche 
Angelegenheiten trifft, gehen diese Regelungen für Steuern und steuerliche 
Angelegenheiten anderweitigen Regelungen in dem Abspaltungs- und Über-
nahmevertrag oder diesem Vertrag vor, die daher insoweit für Steuern und 
steuerliche Angelegenheiten keine Anwendung finden. 

16.3 Sofern eine Partei gegenüber der anderen Partei nach diesem Abschnitt VII 
(Steuern) Informationspflichten zu erfüllen, Mitteilungen oder Weisungen ab-
zugeben hat, sind diese Erklärungen an einen Ansprechpartner, welchen sich 
die Partei gegenseitig schriftlich benennen werden, zu adressieren. Sofern der-
artige Informationen, Mitteilungen oder Weisungen schriftlich abzugeben 
sind, gilt § 126 BGB mit der Maßgabe, dass auch ein Telefax oder eine E-Mail 
dieser Form genügt. Selbiges gilt für die Benennung des Ansprechpartners. 
Sämtliche Mitteilungen und Weisungen sind schriftlich abzugeben. 

16.4 Sofern eine Partei gegenüber der anderen Partei nach diesem Abschnitt VII 
(Steuern) Informationspflichten zu erfüllen hat und diese Verpflichtungen 
nicht ordnungsgemäß erfüllt, so hat diese Partei der jeweils anderen Partei die 
dieser hierdurch entstandenen Schäden unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen (insbesondere des § 280 BGB) zu ersetzen. 

VIII. Obliegenheit zur internen Vertragsprüfung 

Die Parteien sind sich einig, dass jeder Abschluss von Verträgen zwischen einer Ge-
sellschaft eines Konzerns und einer Gesellschaft des jeweils anderen Konzerns eine 
vorherige interne Prüfung durch die jeweiligen Vertragspartner hinsichtlich etwaiger 
steuerlicher und rechtlicher Risiken erfordert. 
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IX. Weitere Regelungen 

17. Vertraulichkeit 

17.1 Informationen, die einer Gesellschaft eines Konzerns über eine Gesellschaft 
des jeweils anderen Konzerns aufgrund der bis zum Vollzug der Abspaltung 
bestehenden gemeinsamen Konzernzugehörigkeit zur Verfügung stehen oder 
später aufgrund von Informationsrechten unter diesem Vertrag oder dem Ab-
spaltungs- und Übernahmevertrag zur Verfügung gestellt werden, werden im 
Folgenden unabhängig davon, ob sie die Gesellschaften der Konzerne oder 
Dritte betreffen, als Vertrauliche Informationen bezeichnet. 

17.2 Keine Vertraulichen Informationen sind Informationen,  

17.2.1 die bereits allgemein bekannt waren oder geworden sind, es sei denn, 
dies beruht auf der Verletzung einer Vertraulichkeitsverpflichtung aus 
diesem Vertrag; oder  

17.2.2 zu denen eine Partei oder eine ihrer Konzerngesellschaften ohne Be-
schränkung bezüglich der Verwendung oder der Offenlegung bereits 
durch Dritte berechtigterweise Zugang hat oder hatte; oder 

17.2.3 die nach Abschluss dieses Vertrags von einer Partei selbstständig ent-
wickelt wurden, ohne Bezug zu irgendwelchen Vertraulichen Informa-
tionen. 

17.3 Jede Konzernobergesellschaft ist gegenüber der anderen Konzernobergesell-
schaft und deren Konzerngesellschaften verpflichtet, 

17.3.1 die Vertraulichen Informationen stets geheim zu halten und keine Ver-
traulichen Informationen gegenüber Dritten ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung der jeweils anderen Konzernobergesellschaft zu offenba-
ren;  

17.3.2 die unberechtigte Weitergabe von und den Zugang unberechtigter Drit-
ter zu Vertraulichen Informationen zu verhindern; 

17.3.3 alle notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um eine Verletzung der 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes auszuschließen; und 

17.3.4 die andere Konzernobergesellschaft unverzüglich zu informieren, wenn 
sie Kenntnis davon erhält, dass Vertrauliche Informationen gegenüber 
einem Dritten unberechtigt offengelegt wurden. 

Als Sorgfaltsmaßstab für die Pflicht nach Ziff. 17.3 dieses Vertrages gelten die 
Vorkehrungen, die die jeweilige Partei für den Schutz ihrer eigenen vertrauli-
chen Informationen trifft. 

Die Konzerngesellschaften, Beteiligungsunternehmen, Mitarbeiter, Berater, 
Abschlussprüfer sowie Finanzierungsquellen (einschließlich deren Berater) ei-
nes Konzerns gelten, soweit sie die Vertraulichen Informationen für ihre Tä-
tigkeit rechtmäßig benötigen, nicht als Dritte. 
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17.4 Jede Partei wird dafür sorgen, dass ihre Konzerngesellschaften die Vorschrif-
ten der Ziff. 17.3 dieses Vertrages beachten. 

17.5 Ist eine Partei oder eine ihrer Konzerngesellschaften gesetzlich, aufgrund einer 
gesetzlichen Vorschrift, einer Börsenvorschrift oder einer anderen behördli-
chen Vorschrift oder einer vor Abschluss dieses Vertrags vereinbarten vertrag-
lichen Verpflichtung zur Offenlegung verpflichtet oder wird sie behördlich zur 
Offenlegung in einer Weise aufgefordert, die nicht offenkundig rechtswidrig 
ist, darf die Partei bzw. die jeweilige Konzerngesellschaft in diesem Umfang 
Vertrauliche Informationen gegenüber den berechtigten Personen offenlegen. 

18. Geltendmachung von Ansprüchen 

18.1 Ansprüche nach diesem Vertrag bestehen allein zugunsten der Parteien. Dieser 
Vertrag begründet keine Rechte zugunsten Dritter und der mit einer Partei je-
weils verbundenen Unternehmen, es sei denn, dies ist ausdrücklich in diesem 
Vertrag geregelt. Jede Partei kann ein mit ihr jeweils verbundenes Unterneh-
men bevollmächtigen, Ansprüche nach diesem Vertrag geltend zu machen und 
Leistungen zur Erfüllung des Anspruchs in Empfang zu nehmen. Ansprüche 
aus diesem Vertrag dürfen innerhalb eines Konzerns ohne Zustimmung des 
Anspruchsgegners abgetreten werden. Eine Abtretung an Dritte bedarf der Zu-
stimmung des Anspruchsgegners. 

18.2 Die Geltendmachung eines Anspruchs nach diesem Vertrag ist der jeweilig 
anderen Partei schriftlich anzuzeigen. Jede Partei verpflichtet sich, die zur 
sachgerechten Behandlung, Verhandlung und ggf. Erfüllung des geltend ge-
machten Anspruchs in ihrem jeweiligen Konzern sachnächste Gesellschaft zu 
bevollmächtigen, die Verhandlungen hinsichtlich des geltend gemachten An-
spruchs zu führen. 

18.3 Die Erfüllung des geltend gemachten Anspruchs hat gegenüber der Partei zu 
erfolgen, die den Anspruch geltend gemacht hat, soweit diese nicht die Erfül-
lung an ein mit ihr verbundenes Unternehmen verlangt. Jede Partei kann sich 
zur Erfüllung der ihr nach diesem Vertrag obliegenden Verpflichtungen einer 
ihrer Konzerngesellschaften bedienen. Die Parteien können einvernehmlich 
eine andere Art und Weise der Erfüllungsmodalitäten schriftlich vereinbaren. 

18.4 Das Recht jeder Partei, eine verursachungsgerechte Weiterbelastung des zur 
Erfüllung erforderlichen Aufwands an ihre Konzerngesellschaften vorzuneh-
men, bleibt unberührt. 

19. Fördermittel 

19.1 Falls nach dem Vollzugsdatum von einer Konzerngesellschaft vor dem Voll-
zugsdatum an sie gewährte öffentlich-rechtliche Fördermittel nebst Zinsen von 
einer Behörde, einem Gericht oder einem sonstigen dazu berechtigten Dritten 
zurückgefordert werden und die Rückforderung auf ein positives Tun oder Un-
terlassen (einschließlich des Nichterfüllens von Förderbedingungen) einer Ge-
sellschaft des jeweils anderen Konzerns zurückzuführen ist (die Rückforde-
rung), wird die jeweilige Konzernobergesellschaft dafür Sorge tragen, dass die 
Gesellschaften ihres Konzerns die betroffene Gesellschaft des anderen Kon-
zerns, soweit rechtlich zulässig, bei der Verteidigung gegen die Rückforderung 
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unterstützen. Diese Unterstützung kann insbesondere durch die Übermittlung 
erforderlicher Unterlagen oder Informationen erfolgen. 

19.2 Soweit die Rückforderung durch eine unanfechtbare Entscheidung einer Be-
hörde oder eines Gerichts angeordnet ist, findet ein Innenausgleich nach der 
Regelung der Ziff. 5.1 statt. 

20. Koordinationsausschuss 

20.1 Die Parteien werden zur Überwachung der Einhaltung dieses Vertrages und 
insbesondere der darin vereinbarten Kooperation sowie zur Schlichtung von 
Streitigkeiten ein besonderes Gremium einrichten (Koordinationsausschuss). 

20.2 Dem Koordinationsausschuss gehören je zwei Mitglieder beider Konzerne an. 
Die Mitglieder des Continental-Konzerns sind von der Continental AG, die 
des Vitesco Technologies-Konzerns von der VT Group AG zu benennen und 
der jeweils anderen Partei schriftlich mitzuteilen. 

20.3 Der Koordinationsausschuss hält Sitzungen auf Verlangen eines seiner Mit-
glieder innerhalb von sieben Werktagen seit Verlangen ab; den Parteien steht 
es frei, innerhalb derselben Frist anstelle der gemäß Ziff. 20.2 mitgeteilten 
Personen eine oder zwei andere Personen in den Koordinationsausschuss zu 
entsenden, um die unverzügliche Sitzungsdurchführung zu ermöglichen. 

20.4 In den Sitzungen des Koordinationsausschusses können Ansprüche unter die-
sem Vertrag sowie sonstige Fragen im Zusammenhang mit ihrer Durchführung 
zwischen den Parteien besprochen werden. Der Koordinationsausschuss ver-
folgt dabei das Ziel, einen Ausgleich der Interessen beider Parteien zu errei-
chen, und seine Mitglieder werden den Interessen des jeweils anderen Kon-
zerns unter Beachtung der eigenen Interessen bestmöglich Geltung innerhalb 
ihres eigenen Konzerns verschaffen. 

20.5 Der Koordinationsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben, die das 
Verfahren für die Einberufung von Sitzungen und den Verzicht darauf sowie 
die Kontroll- und Berichtspflichten seiner Mitglieder im Rahmen ihrer jewei-
ligen Befugnisse regelt. 

21. Streitbeilegung 

21.1 Die Parteien streben an, alle Streitigkeiten, die sich aus diesem Vertrag oder 
über dessen Gültigkeit oder in Zusammenhang mit diesem Vertrag oder aus zu 
seiner Durchführung geschlossenen Vereinbarungen ergeben, gütlich beizule-
gen. Als Versuch einer gütlichen Beilegung gilt es, wenn sich die Parteien 
nach einer Aufforderung (schriftlich oder per E-Mail) seitens einer Partei zur 
Aufnahme von Verhandlungen über den Gegenstand der Streitigkeit schrift-
lich, per E-Mail, mündlich oder fernmündlich austauschen. 

21.2 Jede Partei kann eine Streitigkeit aus diesem Vertrag zwischen einer oder 
mehreren Gesellschaften eines Konzerns und einer oder mehreren Gesellschaf-
ten des jeweils anderen Konzerns dem Koordinationsausschuss zur Kenntnis 
bringen, wenn die Streitigkeit nicht innerhalb von vier Wochen ab dem Zu-
gang der Aufforderung gemäß Ziff. 21.1 vollständig beigelegt wird. Eine Par-
tei kann die Streitigkeit dem Koordinationsausschuss auch vor Ablauf von vier 
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Wochen ab dem Zugang der Aufforderung gemäß Ziff. 21.1 zur Kenntnis 
bringen, wenn die andere Partei die Durchführung von Verhandlungen ver-
weigert oder nicht innerhalb von vier Werktagen (Samstag ausgenommen) auf 
die Aufforderung zur Aufnahme von Verhandlungen reagiert hat. 

21.3 Die Verjährung solcher Ansprüche, die Gegenstand der Streitigkeit sind, wird 
durch den Zugang der Anzeige der Streitigkeit bei dem Koordinationsaus-
schuss gehemmt i.S.d. § 209 BGB. 

21.4 Der Koordinationsausschuss tauscht sich innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen ab dem Zugang der Anzeige der Streitigkeit zu dieser aus in dem Bestre-
ben, die Streitigkeit vollständig beizulegen. 

21.5 Haben die Parteien den Koordinationsausschuss einvernehmlich aufgelöst oder 
konnte der Koordinationsausschuss nach Ablauf der in Ziff. 21.4 geregelten 
Frist die Streitigkeit nicht vollständig beilegen, kann jede Partei die Streitig-
keit unverzüglich den Vorstandsvorsitzenden der Continental AG und der 
VT Group AG zur Kenntnis bringen. 

21.6 Die Vorstandsvorsitzenden tauschen sich innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen ab dem Zugang der Anzeige der Streitigkeit zu dieser aus in dem Bestre-
ben, die Streitigkeit vollständig beizulegen. 

21.7 Sofern nicht innerhalb von vier Wochen ab dem Zugang der Anzeige der 
Streitigkeit bei den Vorstandsvorsitzenden diese die Streitigkeit nicht voll-
ständig beilegen konnten, ist jede der an der Streitigkeit unmittelbar beteiligten 
Gesellschaften berechtigt, ein Schiedsverfahren nach Maßgabe der Ziff. 21.9 
einzuleiten. 

21.8 Die Parteien vereinbaren, dass eine Schiedsklage unzulässig ist, solange die 
Verfahren nach Ziff. 21.1 bis 21.7 nicht durchgeführt wurden. Nach Ablauf 
von sechs Monaten ab dem Zugang der Anzeige der Streitigkeit bei dem Ko-
ordinationsausschuss gemäß Ziff. 21.2 ist die Schiedsklage zulässig. 

21.9 Alle Streitigkeiten, die sich aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag 
oder über dessen Gültigkeit zwischen den Parteien ergeben, werden nach der 
Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit 
e.V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges endgültig entschie-
den. Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. Der Vorsitzende des 
Schiedsgerichts muss die Befähigung zum Richteramt in der Bundesrepublik 
Deutschland haben. Der Schiedsort ist Frankfurt a.M. Die Verfahrenssprache 
ist deutsch. Die Parteien sind nicht verpflichtet, Übersetzungen von englisch-
sprachigen Dokumenten beizubringen. 

22. Schlussbestimmungen 

22.1 Dieser Vertrag ist notariell zu beurkunden und wird mit der Beschlussfassung 
der Zustimmung der Hauptversammlung der Continental AG zum Abspal-
tungs- und Übernahmevertrag wirksam. 

22.2 Dieser Vertrag endet zeitgleich mit dem Zugang einer nach der Regelung der 
Ziff. 19 des Abspaltungs- und Übernahmevertrags abgegebenen Rücktrittser-
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klärung, mit der eine Partei des Abspaltungs- und Übernahmevertrags den 
Rücktritt von diesem erklärt. 

22.3 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags einschließlich der Abbedingung 
dieser Bestimmung selbst bedürfen der Schriftform, soweit nicht weitergehen-
de Formvorschriften einzuhalten sind. 

22.4 Sofern in diesem Vertrag Pflichten von Gesellschaften des Continental-
Konzerns oder des Vitesco Technologies-Konzerns geregelt sind und die je-
weiligen Gesellschaften nicht Partei dieses Vertrags werden, sind die betref-
fenden Regelungen so auszulegen, dass die jeweilige Konzernobergesellschaft 
verpflichtet ist, für die Erfüllung der Regelungen dieses Vertrags durch die 
Gesellschaften ihres Konzerns Sorge zu tragen. 

22.5 Im Fall eines Widerspruchs zwischen diesem Vertrag und anderen Vereinba-
rungen zwischen Gesellschaften der Konzerne hat dieser Vertrag Vorrang, 
soweit hierin im Einzelnen nichts Abweichendes geregelt ist.  

22.6 Ansprüche nach diesem Vertrag verjähren, soweit ausdrücklich keine andere 
Regelung in diesem Vertrag getroffen ist, mit Ablauf des 31. Dezember 2030. 

22.7 Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

22.8 Zur Vorbereitung der Abspaltung haben die Parteien und ihre jeweiligen Kon-
zerngesellschaften verschiedene Verträge (u.a. die in Ziff. 11 genannten Ver-
träge) geschlossen und werden bis zum Vollzugsdatum ggf. noch weitere Ver-
träge schließen. Die Abspaltung soll auch wirksam werden, wenn diese Ver-
träge ganz oder teilweise unwirksam, nichtig oder undurchführbar sein oder 
werden sollten. Wenn diese Verträge ganz oder teilweise unwirksam sein oder 
werden sollten, werden die Parteien die betroffenen Verträge rückwirkend er-
neut abschließen oder, wenn das nicht möglich ist, neue Verträge abschließen, 
die dem am nächsten kommen, was von den jeweiligen Vertragsparteien nach 
dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck des ganz oder teilweise nichtigen, un-
wirksamen oder undurchführbaren Vertrags gewollt war; die Parteien werden 
zudem dafür Sorge tragen, dass die Gesellschaften ihrer jeweiligen Konzerne, 
soweit sie Partei der betroffenen Verträge sind, daran mitwirken. 

22.9 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise 
nichtig, unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, wird die Wirksam-
keit dieses Vertrags und seiner übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. 
Anstelle der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt 
eine solche Bestimmung, die nach Form, Inhalt, Zeit, Maß und Geltungsbe-
reich dem am nächsten kommt, was von den Parteien nach dem wirtschaftli-
chen Sinn und Zweck der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung gewollt war. Entsprechendes gilt für etwaige Lücken in diesem Ver-
trag. 
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Continental Aktiengesellschaft 

durch:

_________________________ _________________________ 

Unterschrift Unterschrift 

_________________________ _________________________ 

Name/Position Name/Position 

Vitesco Technologies Group Aktiengesellschaft 

durch:

_________________________ _________________________ 

Unterschrift Unterschrift 

_________________________ _________________________ 

Name/Position Name/Position 

Vitesco Technologies GmbH 

durch:

_________________________ _________________________ 

Unterschrift Unterschrift 

_________________________ _________________________ 

Name/Position Name/Position 


